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Lockerungen und offener Vollzug stellen elementare Bestandteile eines 
resozialisierungsorientierten Strafvollzuges dar. Diese Feststellung ist auch nach 

der Föderalismusreform, mit der die Gesetzgebungskompetenz für den Strafvollzug 
vom Bund auf die Länder überging, unverändert. Gleichwohl bietet die Reform Anlass, 
die 16 neuen Landesgesetze zueinander in Beziehung zu setzen und die gesetzlichen 
Regelungen zu Vollzugslockerungen und offenem Vollzug von der Aufnahme in die 
Justizvollzugsanstalt bis zur Entlassung unter Berücksichtigung der normativen 
Verwaltungspraxis näher zu untersuchen. Dabei wird der Frage nachgegangen, 
ob die Länder den Standard, den das bundesdeutsche Strafvollzugsgesetz von 
1976 aufstellte, gehalten, restaurative Tendenzen legitimiert oder Innovationen 
etabliert haben. Die vorliegende Arbeit leistet zugleich einen Beitrag zu einem 
verfassungsrechtlich determinierten Verständnis von Lockerungen und offenem 
Vollzug.
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Erstes Kapitel: 
Einführung in die Untersuchung 
und den Stand der Forschung 

»Das Rezept, den Antisozialen sozial zu machen, indem man ihn aso-
zial macht, d. h. auf dem Trockenen schwimmen zu lehren, hat ver-
sagt. Nur in der Gesellschaft kann man für die Gesellschaft erziehen.« 

Gustav Radbruch (1911)1 

A. Anlass der Studie und Problemaufriss 
Am 1. September 2006 trat das vom Deutschen Bundestag mit Zustimmung des 
Bundesrats verabschiedete Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes, besser be-
kannt als »Föderalismusreform I«, in Kraft, mit dem u. a. die Gesetzgebungskom-
petenz für den Strafvollzug von der konkurrierenden Gesetzgebung des Bundes in 

 
1  Radbruch, Die Psychologie der Gefangenschaft, ZStW 1911, S. 339 (351) = ZfStrVo 1952, S. 140 

(150); ebenfalls kritisch für das Gefängnis als Ort der Resozialisierung statt vieler Baratta, Reso-
zialisierung oder soziale Kontrolle?, Für ein kritisches Verständnis der sozialen »Reintegration«, 
in: FS Müller-Dietz, 2001, S. 1 (1 ff.); Feest, Ist Freiheitsentzug als Sanktionsmaßnahme im 21. 
Jahrhundert noch zeitgemäß?, in: Sächsisches Staatsministerium der Justiz (Hrsg.), Vollzug für 
das 21. Jahrhundert, Symposium anlässlich des 300-jährigen Bestehens der Justizvollzugsanstalt 
Waldheim, 2018, S. 33 (36); Galli, Die Schwere der Schuld, Ein Gefängnisdirektor erzählt, 2016, 
S. 13 f. 
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Der infolge der Föderalismusreform befürchtete »Wettlauf der Schäbigkeit« der 
Landesgesetzgeber blieb nach einhelliger Meinung aus.17 Dennoch stellt diese Neu-
ordnung die zweite große Zäsur in der jüngeren Vollzugsgeschichte nach der Straf-
vollzugsentscheidung des Bundesverfassungsgerichts18 dar. Sie ist zugleich konträr 
zum allgemeinen Trend zu sehen, Politikbereiche auf höhere Ebenen zu verlagern 
und das Recht innerhalb der Europäischen Union zu vereinheitlichen.19 

Mit der vorliegenden Studie sollen daher die Auswirkungen der Föderalismus-
reform I auf dem Gebiet des Strafvollzuges mit Fokus auf den offenen Vollzug und 
Vollzugslockerungen untersucht und Antworten auf die bislang in der Strafvoll-
zugsforschung nur unzureichend gestellten Fragen nach ihren verfassungsrechtli-
chen Grundlagen gegeben werden. Diese Arbeit soll sich schließlich nicht darauf 
beschränken, die materiellen Unterschiede in den Landesstrafvollzugsgesetzen her-
auszuarbeiten. Sie soll vielmehr auf verfassungsdogmatischer Ebene die Judikatur 
des Bundesverfassungsgerichts auswerten und darüber hinausgehende Maßstäbe 
aus dem Grundgesetz für die grundlegenden Fragen des Strafvollzugs nach dem 
Verhältnis von Resozialisierung und Sicherung, offenem Vollzug und Lockerungen 
herleiten. 

 
in der demokratischen Gesellschaft, 2018, S. 353; Kimpel, Gewährung von Vollzugslockerungen 
aus der Sicht eines Anstaltsleiter, in: Böhm/Schäfer (Hrsg.), Vollzugslockerungen im Span-
nungsfeld unterschiedlicher Instanzen und Interessen, 2. Aufl., 1989, S. 55 (56); Müller-Dietz, Der 
Ort des Strafvollzugs in einem künftigen Sanktionensystem, in: Feuerhelm (Hrsg.), Festschrift 
für Alexander Böhm zum 70. Geburtstag am 14. Juni 1999, 1999, S. 3 (22) m. w. N.; vgl. allge-
mein zum Sicherheitsempfinden der Öffentlichkeit Jehle, Der Sicherheitsgedanke im Strafrecht 
und seine Grenzen, in: Yamanaka/Schorkopf/Jehle (Hrsg.), Präventive Tendenzen in Staat und 
Gesellschaft zwischen Sicherheit und Freiheit, 2014, S. 223 (225). 

17  So die einhellige Meinung in Wissenschaft und Praxis, vgl. nur Arloth, in: Arloth/Krä, StVollzG, 
4. Aufl. 2017, Einl. Rdnr. 6; ders., Neue Gesetze im Strafvollzug, GA 2008, S. 129 (141); Jünemann, 
Gesetzgebungskompetenz für den Strafvollzug im föderalen System der Bundesrepublik 
Deutschland, Eine Analyse anlässlich der Föderalismusreform 2006 unter besonderer Berück-
sichtigung der Ziele und Aufgaben des Strafvollzugs, 2012, S. 480; Maelicke, Das Knast-Di-
lemma, Wegsperren oder resozialisieren?, Eine Streitschrift, 2015, S. 231; Meinen, Acht Jahre Jus-
tizvollzugsgesetzgebung der Länder, Ein subjektiver Erfahrungsbericht, NK 2014, S. 317 (323); 
Roos, Übergangsmanagement am Beispiel des hessischen Justizvollzuges, in: Dessecker/Egg 
(Hrsg.), Justizvollzug in Bewegung, 2013, S. 155 (155). 

18  BVerfGE 33, S. 1 ff. 
19  Ebenso Herrfahrdt, Niedersächsisches Justizvollzugsgesetz, Fortschritt oder Rückschritt, in: FS 

Seebode, 2008, S. 469 (469); Schüler-Springorum, Strafvollzug und Föderalismus, in: FS Böttcher, 
2007, S. 403 (410); überblicksartig für das Recht des Strafvollzuges Dünkel et al., Gefangenenra-
ten und Kriminalpolitik in Europa, Zusammenfassung und Schlussfolgerungen, in: Dün-
kel/Lappi-Seppälä/Morgenstern/Zyl Smit (Hrsg.), Kriminalität, Kriminalpolitik, strafrechtliche 
Sanktionspraxis und Gefangenenraten im europäischen Vergleich, 2010, S. 1023 (1098 ff.). 
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zugslockerungen und dem offenen Vollzug der ehemaligen Bundesverfassungsrich-
terin Gertrude Lübbe-Wolff23 sowie von Mario Bachmann24. Wissenschaftliche und prak-
tische Beiträge zu diesen Maßnahmen finden sich zudem in der vormaligen Zeitschrift 
für Strafvollzug (heute: Forum Strafvollzug). Besprechungen der zeitgenössischen 
Rechtsprechung finden sich darüber hinaus in den einschlägigen juristischen und 
kriminologischen Fachperiodika. Zudem erscheinen immer wieder monografische 
Auseinandersetzungen mit dem Strafvollzug.25 

II. Aufarbeitung der Föderalismusreform I auf dem Gebiet des Strafvollzuges 

Die Föderalismusreform I sah sich auf dem Gebiet des Strafvollzugs vielfältiger 
Kritik aus Wissenschaft und Praxis während des Gesetzgebungsverfahrens ausge-
setzt.26 Nach dem Inkrafttreten der Föderalismusreform zum 1. September 2006 
begannen die Länder nach und nach eigene Strafvollzugsgesetze zu erlassen. 

Zum ersten Hamburger Strafvollzugsgesetz legte Birthe Dressel bereits im Jahr 
2008 eine Arbeit vor, die das als restriktiv27 geltende Gesetz des Stadtstaates mit 
den verfassungs- und völkerrechtlichen Vorgaben abgleicht.28 Die Vollzugsformen 
wie auch die Regelungen zu der Gewährung von Vollzugslockerungen werden aus-
führlich, jedoch isoliert, dargestellt, sodass es an einer Kontextualisierung mit der 
Gesetzgebung in den übrigen Ländern fehlt. Nachdem das Hamburger Strafvoll-
zugsgesetz infolge eines Regierungswechsels umfassend novelliert worden war, ist 
die Arbeit allerdings schon im Jahr 2009 in Teilen vom Gesetzgeber eingeholt wor-
den.29 

Zum Bayerischen Strafvollzugsgesetz liegt bereits seit 2010 eine Arbeit von Rag-
nar Schneider30 vor, der das bayerische Landesgesetz mit den zu diesem Zeitpunkt 

 
23  Lübbe-Wolff, Die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts zum Strafvollzug und Unter-

suchungshaftvollzug, 2016. 
24  Bachmann, Bundesverfassungsgericht und Strafvollzug, Eine Analyse aller veröffentlichten Ent-

scheidungen, 2015. 
25  Dazu im Einzelnen für den vorliegenden Forschungsgegenstand S. 43 f. Statt vieler daher nur 

Miller, Der auf (Re-)Sozialisierung ausgerichtete Strafvollzug im Lichte der Verfassung, 2016; 
Calliess, Strafvollzug, Institution im Wandel, Eine empirische Untersuchung zur Lage des Män-
ner-Erwachsenen-Strafvollzugs, 1970; Galli, Lockerungsbegutachtungen im Strafvollzug, Kritik 
aus kriminologischer Sicht, 2011; Puschke, Strafvollzug in Deutschland, 2011. 

26  Dazu im Einzelnen S. 79 ff. 
27  Das Gesetz ging zurück auf den umstrittenen Justizsenator Roger Kusch, der zunächst Mitglied 

der CDU und später der rechtskonservativen Partei »HeimatHamburg« war. Er wollte es den 
»Kriminellen so schwer wie möglich machen«, zit. nach Dressel, Das Hamburger Strafvollzugs-
gesetz, Chance oder Risiko?, 2008, S. 18. Vgl. dazu auch die kritischen Stimmen der Oppositi-
onsvertreter im Hinblick auf die Verfassungsmäßigkeit des Gesetzes im Bericht des Rechtsau-
schusses über die Senatsvorlage, vgl. Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg, Bericht 
des Rechtsausschusses, Drs. 18/7440, S. 2 f. 

28  Dressel (Anm. 27). 
29  Gesetz über den Vollzug der Freiheitsstrafe v. 28.07.2009, GVBl. (HH) 2009, S. 257 ff. 
30  Schneider, Strafvollzug und Jugendstrafvollzug im Bayerischen Strafvollzugsgesetz, 2010. 
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Unterschiede im Rahmen der Mikrovergleichung51, nicht jedoch gänzlich unter-
schiedliche »Rechtskulturen« im Recht des Strafvollzuges der Bundesrepublik 
Deutschland zu eruieren sein werden. Die Normen der Länder sind gleichwohl zu 
abstrahieren, zu systematisieren und zu institutionalisieren, um auf diese Weise eine 
Vergleichsebene in die Gesetze einzuziehen.52 Dieser rechtsvergleichende Ansatz 
soll zu einer vertieften Rechtskenntnis der Landesregelungen zu Lockerungen und 
offenem Vollzug führen, indem Unterschiede zwischen den Landesgesetzen aufge-
zeigt werden.53 Der Vergleich kann zudem, auch verfassungsrechtlich relevante, De-
fizite in einzelnen Regelungen zum Vorschein bringen.54 Dabei bietet es sich an, 
auch rechtstatsächliche Gesichtspunkte in die Überlegungen einzubeziehen. Denn 
schon vor der Föderalismusreform wurde das Strafvollzugsgesetz des Bundes in 
den Ländern unterschiedlich umgesetzt.55 

Da jedoch die gegenwärtige Rechtslage ohne jede Historisierung nicht zu ver-
stehen ist, wird zu untersuchen sein, wie sich die Bedeutung von Vollzugslockerun-
gen und auch dem offenen Vollzug in der Geschichte des Strafvollzuges entwi-
ckelte. 

Denkbar wäre auch ein empirischer Ansatz zur Klärung der Frage nach einer 
restriktiven Lockerungspraxis, indem Einzelfälle auf eine Ambivalenz zwischen Lo-
ckerungseignung und -gewährung hin untersucht werden. Um bei einem derartigen 
methodischen Ansatz jedoch zu belastbaren Ergebnissen, insbesondere im Hinblick 
auf die Vergleichbarkeit zwischen den Ländern, zu gelangen, bedarf es zunächst 
eines normativen Ansatzes als Grundlage für Lockerungsentscheidungen. Die Ver-
knüpfung beider Ansätze in der vorliegenden Arbeit würde einen angemessenen 
Umfang hingegen deutlich überschreiten und ist daher der weiteren kriminologi-
schen Wirklichkeitsforschung vorbehalten.

E. Der Begriff der »vollzugsöffnenden Maßnahme« 
und ihr Begriffskontext 

Der Begriff der »vollzugsöffnenden Maßnahme« ist dem Strafvollzugsgesetz des 
Bundes fremd und auch nicht allen Landesstrafvollzugsgesetzen geläufig, auch 
wenn der Terminus Eingang in die Vorschriften im Strafgesetzbuch, die die Voll-
zugsgestaltung bei Strafgefangenen mit angeordneter oder vorbehaltener Siche-

 
51  Hierzu Kischel, a. a. O., Rdnr. 59 ff. 
52  Vgl. zu dieser Dimension der Rechtsvergleichung Zweigert, Rechtsvergleichung, Systematik und 

Dogmatik, in: FS Bötticher, 1969, S. 443 (448). 
53  Vgl. zu dieser Dimension der Rechtsvergleichung Sacco/Joussen, Einführung in die Rechtsverglei-

chung, 2. Aufl. 2011, Rdnr. 13 ff. 
54  Vgl. Sacco/Joussen, a. a. O., Rdnr. 21 f. 
55  Calliess/Müller-Dietz, StVollzG, Einl Rdnr. 53; Seebode, »Freiheitsstrafe«, Ein Blankett des Straf-

gesetzbuchs, in: FS Küper, 2007, S. 577 (585). 
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Rechtsgrundlagen untersucht werden (Drittes Kapitel). Im Zentrum steht die Be-
antwortung der Frage, welche Bedeutung der offene Vollzug, aber auch Locke-
rungsmaßnahmen für die verfassungsrechtlich gebotene Resozialisierung von Straf-
tätern haben. Dabei werden Maßstäbe aufzustellen sein, die bei der Untersuchung 
der Landesgesetze als »Schablone« dienen werden. Die Darstellung wird durch ei-
nen statistischen Exkurs, in dem die Gewährungs- und Missbrauchsquote mit die-
sem Resozialisierungsziel abgeglichen wird, abgerundet werden. 

Bei der Betrachtung des Systems der Lockerungen nach der Föderalismusre-
form (Viertes Kapitel) werden die normativen Voraussetzungen für die Gewährung 
von Lockerungen in allen Ländern mit der vormaligen Rechtslage unter dem Straf-
vollzugsgesetz des Bundes verglichen werden. Ein Fokus liegt dabei auf der Berück-
sichtigung der verfassungsrechtlichen Anforderungen, dem Verfahren zur Gewäh-
rung der Lockerungen und der durch die Verwaltungsvorschriften festgelegten Ver-
waltungspraxis. 

Im Abschnitt über die Vollzugsformen (Fünftes Kapitel) wird die Debatte um 
die Regelvollzugsform aufgegriffen und mit den Regelungen in den Landesstrafvoll-
zugsgesetzen abgeglichen werden. Darüber hinaus werden wiederum die normati-
ven Voraussetzungen für die Unterbringung im offenen Vollzug in allen Ländern 
mit der vormaligen Rechtslage unter dem Strafvollzugsgesetz des Bundes verglichen 
werden. 

Schließlich wird der Übergang vom Freiheitsentzug in die Freiheit und deren 
normative Verankerung in den Landesstrafvollzugsgesetzen unter dem Stichwort 
»Übergangsmanagement« untersucht (Sechstes Kapitel). Der Schwerpunkt liegt 
hierbei auf Vollzugslockerungen zur Entlassungsvorbereitung, bevor die für das 
Thema der Arbeit bedeutsamen verfahrensrechtlichen Fragen beleuchtet werden 
(Siebtes Kapitel). 

Den Abschluss bildet das zusammenfassende achte Kapitel, in dem einzelne 
Aspekte der vorliegenden Arbeit nochmals aufgegriffen und einer rechtspolitischen 
Würdigung unterzogen werden. 
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Vollzugspraxis bleiben sollte. Zudem zeigte sich der von den Reichsratsgrundsätzen 
ausgehende Fortschritt in § 225, wonach die Vollzugsbehörden darum bemüht sein 
sollten, Unterkunft und Arbeit der zu entlassenden Gefangenen sicherzustellen. 
Hierin sind erste Ansätze des nach moderner Terminologie genannten Übergangsma-
nagements zu erblicken. 

Das zentrale Instrument des Strafvollzugs nach den Reichsratsgrundsätzen war 
jedoch der in §§ 130 f. niedergelegte Stufenstrafvollzug: Danach sollten Gefange-
nen bei guter Führung innerhalb der Anstalt »Vergünstigungen« zuteil werden.108 
Ein Konflikt entbrannte jedoch daran, dass die Kopplung an »gute Führung« nicht 
zwangsläufig zu einer inneren Veränderung des Straffälligen, sondern eher zu einem 
äußerlich angepassten Verhalten führen mag.109 Unabhängig davon stellten die 
Reichsratsgrundsätze mit ihrer verstärkten Individualisierung einen wichtigen 
Schritt zur Behandlung des einzelnen Gefangenen dar110, weshalb das Konzept auch 
mehrheitlich befürwortet wurde.111 Zudem war die letzte Stufe des »Strafvollzugs in 
Stufen« in ihrer praktischen Ausgestaltung bereits mit den heutigen Bedingungen 
des offenen Vollzugs vergleichbar.112 

Trotz mehrerer Kodifikationsversuche kam es nicht zur Verabschiedung eines 
Reichsstrafvollzugsgesetzes, da ein solches von der Politik an eine Reform des ma-
teriellen Strafrechts geknüpft wurde, welches wiederum 1927 endgültig scheiterte.113 
Dabei bestand nicht einmal Einigkeit darüber, ob eine gesetzliche Regelung über-
haupt erforderlich sein sollte.114 Einen erheblichen Fortschritt hätte diese allemal 

 
108  Ausführlich zum Stufenstrafvollzug Böseke (Anm. 102), S. 41 ff.; Krüger (Anm. 79), S. 105 ff.; 

Koch (Anm. 104), S. 8 f. weist in diesem Zusammenhang ausdrücklich darauf hin, dass Locke-
rungsmaßnahmen zunächst nicht mit dem Stufenstrafvollzug verbunden waren. 

109  Auf diese Problematik weist u. a. zutreffenderweise Langer, Der Vorentwurf zum Strafgesetz-
buch und der progressive Strafvollzug, ZStW 1911, S. 167 (175) hin, der das System im Ergebnis 
gleichwohl befürwortete, vgl. ders., a. a. O., S. 189; Herselmann, Der amtliche Entwurf eines deut-
schen Strafvollzugsgesetzes vom Jahre 1927, ZfgNP 1927, S. 511 (511). Vgl. dazu auch Fritsche 
(Anm. 80), S. 15; Miller (Anm. 25), S. 34 f. m. w. N. 

110  So auch Kaiser/ Schöch (Anm. 11), § 2 Rdnr. 29. 
111  Buerschaper, Der Besserungsgedanke im künftigen Strafvollzug, ZStW 1924, S. 443 (444); Ellger, 

Der progressive Strafvollzug, ZStW 1915, S. 554 (554); Frede, Der Strafvollzug in Stufen in Thü-
ringen, ZStW 1925, S. 233; ders. (Anm. 101), S. 318 ff.; Gentz, Ein Jahr progressiver Strafvollzug 
in Preußen, ZStW 1927, S. 375; ders., Der moderne Strafvollzug, ZStW 1925, S. 129 (143 f.); 
Grünhut, Forderungen zum Strafvollzugsgesetz, ZStW 1931, S. 75 ff.; Herselmann (Anm. 109), 
S. 511. Preußen war in der Umsetzung des Stufenstrafvollzugs indes zunächst zurückhaltend, 
vgl. Koch (Anm. 104), S. 60 f. 

112  So Kaiser/Schöch (Anm. 11), § 2 Rdnr. 29 m. w. N. 
113  Dazu Neubacher, in: Laubenthal/Nestler/Neubacher/Verrel, StVollzG, Abschn. A Rdnr. 5; 

Grönke, Die Haltung Hamburgs zu dem Entwurf des Strafgesetzbuches 1924/25 und zu dem 
Entwurf eines Strafvollzugsgesetzes 1927, 2000, S. 89 ff.; Höflich/Schriever/Bartmeier, Grundriss 
Vollzugsrecht, Das Recht des Strafvollzugs, der Untersuchungshaft und des Jugendvollzugs, 
4. Aufl. 2014, S. 5; Krause (Anm. 79), S. 84. 

114  Befürwortend Freudenthal, Strafrecht und Strafvollzug im modernen Rechtsstaat, ZStW 1918, 
S. 493 (500 f.); ders., Der Strafvollzug als Rechtsverhältnis des öffentlichen Rechts, ZStW 1911, 
S. 222 (225, 229 f.); Gennat (Anm. 83), S. 52 ff.; Michaelis (Anm. 102), S. 384. Vgl. auch Jacobi, Die 
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bedeutet, sah der Gesetzentwurf schließlich in §§ 220, 221 erstmals eine gesetzliche 
Regelung für Hafturlaub und Tagesurlaub vor, die durch ihre Abkehr vom Gna-
denakt die Bedeutung dieser Lockerungsmaßnahme für die Resozialisierung von 
Straftätern unterstrichen und mitunter auch erstmalig gerichtlich überprüfbar ge-
macht hätte. Besonders begründet wurden diese Vorschriftenentwürfe allerdings 
nicht. 

Obwohl alle Kodifizierungsversuche scheiterten, stellen die Normierung des 
Besserungsgedankens in § 48 der Reichsratsgrundsätze von 1923 und die damit ver-
bundenen Auswirkungen auf die Vollzugspraxis mit einer beginnenden Öffnung 
der »totalen Institution«115 Strafvollzug den zentralen Entwicklungsschritt des Straf-
vollzugs während der Zeit der Weimarer Republik dar. Dass eine gelungene Reso-
zialisierung unter den Bedingungen eines geschlossenen Strafvollzuges nicht mög-
lich sei, stellte der spätere Reichsjustizminister der Weimarer Zeit, Gustav Radbruch, 
bereits in einem Aufsatz von 1911 mit dem eingangs dieser Arbeit zitierten Aus-
spruch fest.116 

Beherrschenden Einfluss auf die Vollzugspraxis hatten diese normativen Ver-
änderungen jedoch kaum. Der Alltag war weiterhin von der rigiden Führung durch 
die Gefängnismitarbeiter bestimmt.117 

III.  Das vorzeitige Ende der Reformbemühungen im Nationalsozialismus 

Wie in allen anderen Rechts- und Lebensbereichen waren die Fortschritte, die die 
Weimarer Republik brachte, mit der nationalsozialistischen Machtergreifung zu-
nichtegemacht. Der Strafvollzug sollte jede Liberalität und jeden positiv-spezialprä-
ventiven Gedanken verlieren, wobei dem spezifisch Antidemokratischen hierbei 
eine zentrale Rolle zukam.118 

 
Rechtsstellung der Strafgefangenen, ZStW 1930, S. 376 (392) unter Verweis auf die Lehre vom 
besonderen Gewaltverhältnis. Kritisch zum besonderen Gewaltverhältnis bereits Freudenthal 
(Anm. 114), S. 500 f. sowie Grünhut (Anm. 111). Unproblematisch sieht diese Lehre dagegen Ja-
cobi (Anm. 114), S. 392. 

115  Freilich fand dieser Begriff erst Jahrzehnte später seine spezifische Prägung, vgl. dazu die grund-
legende Theorie von Goffman (Anm. 7). 

116  Radbruch (Anm. 1), S. 352; ebenso Sieverts, Die Wirkungen der Freiheitsstrafe und Untersu-
chungshaft auf die Psyche der Gefangenen, 1929, S. 321 f. Vgl. auch Laubenthal (Anm. 22), 
Rdnr. 118. 

117  Wachsmann, Gefangen unter Hitler, Justizterror und Strafvollzug im NS-Staat, 2006, S. 33. 
118  So bereits Hartung, Wieweit sind Maßnahmen der Gefängnisverwaltung bei Untersuchungs- und 

Strafgefangenen der richterlichen Aufsicht zu unterwerfen?, ZStW 1936, S. 222 (222); Schaffstein, 
Die Bedeutung des Erziehungsgedankens im neuen deutschen Strafvollzug, ZStW 1936, S. 276 
(277, 289); Siefert, Neupreußischer Strafvollzug, Politisierung und Verfall, 1933. Vgl. auch Möhler, 
Strafvollzug im »Dritten Reich«: Nationale Politik und regionale Ausprägung am Beispiel des 
Saarlandes, in: Jung/Möhler (Hrsg.), Strafvollzug im »Dritten Reich«, Am Beispiel des Saarlan-
des, 1996, S. 9 (19); Müller-Dietz, Standort und Bedeutung des Strafvollzugs im »Dritten Reich«, 
in: Jung/Möhler (Hrsg.), Strafvollzug im »Dritten Reich«, Am Beispiel des Saarlandes, 1996, 
S. 379 ff.; Rüping/Jerouschek (Anm. 84), Rdnr. 286 m. w. N.; Telp, Ausmerzung und Verrat, 1999, 
S. 250. 





Die Freiheitsstrafe im Sanktionensystem ab dem 18. Jahrhundert 65 

Einzig der Arbeitseinsatz in Rüstungsindustrien wurde angeordnet, um das Kriegs-
streben des Dritten Reiches zu ermöglichen. 

Die gesamte Strafrechtspflege war damit auf die wirksame Durchsetzung der 
nationalsozialistischen Ideologie im Sinne einer Unterordnung des Einzelnen unter 
die Volksgemeinschaft ausgerichtet.128 Die Mitarbeiter in den Haftanstalten nahmen 
diese politische Entwicklung zum Anlass, ihre rigide Alltagspraxis für die Gefange-
nen noch zu verschärfen.129 

IV. Der Strafvollzug nach Kriegsende 

Nach dem Sieg der Alliierten über das nationalsozialistische Regime bedeutete die 
Kontrollratsdirektive Nr. 19 der Besatzungsmächte130 eine Zäsur für den Strafvollzug, 
wenn auch eine strafrechtliche Aufarbeitung zunächst unterblieb.131 Der Rückgriff 
auf den in der Weimarer Republik vorangebrachten Besserungsgedanken in § 1 B. 
der Direktive führte in § 3 zu einer Konzeption, in der Gefangene durch Arbeit und 
Disziplin zu einem Leben ohne Straftaten befähigt werden sollten.132 Lockerungen 
oder offene Vollzugsformen waren dagegen nicht Gegenstand der Kontrollratsdi-
rektive. 

Einige Länder erließen in der Folge eigene Strafvollzugsordnungen.133 Trotz der 
normativen Gleichheit durch die Kontrollratsdirektive als äußere Klammer führte 
die allgemeine Uneinigkeit der Siegermächte dazu, dass der Strafvollzug in den vier 
Besatzungszonen eine unterschiedliche Entwicklung nahm.134 

 
128  Überblicksartig zun Auswirkungen auf die Justiz durch die Einrichtung des Volksgerichtshofes 

und von Sondergerichten Rüping/Jerouschek (Anm. 84), Rdnr. 287 ff. m. w. N. und für den Straf-
vollzug Krause (Anm. 79), S. 85 f. 

129  Wachsmann (Anm. 117), S. 68 m. w. N. 
130  Abgedruckt in Direktive Nr. 19, Grundsätze für die Verwaltung der deutschen Gefängnisse und 

Zuchthäuser, ZfStrVo 1950, S. 30 ff. 
131  Vgl. Rüping, Politische und rechtliche Schuld nach Systemumbrüchen im Europa des 20. Jahr-

hunderts, in: Jerouschek/Rüping/Mezey (Hrsg.), Strafverfolgung und Staatsraison, 2009, S. 153 
(164 f.). 

132  Jehle, in: Schwind/Böhm/Jehle/Laubenthal, StVollzG, Kap. 1 A Rdnr. 5; Miller (Anm. 25), S. 35; 
Neubacher, in: Laubenthal/Nestler/Neubacher/Verrel, StVollzG, Abschn. A Rdnr. 8; Rotthaus, 
Die Mitarbeiter des Behandlungsvollzuges im XXI. Jahrhundert, in: FS Böhm, 1999, S. 187 
(187); Müller-Dietz (Anm. 83), S. 23. 

133  Deutscher Bundestag, Gesetzentwurf der Bundesregierung, Drs. 7/918, S. 39. Dazu Müller-Dietz 
(Anm. 83), S. 23 f.; Hiete, Probleme des Strafvollzugs und der Strafvollzugsgesetzgebung, ZStW 
1956, S. 213 (216 f.). 

134  Kaiser/Schöch (Anm. 11), § 2 Rdnr. 43; Miller (Anm. 25), S. 35; Müller-Dietz, Entwicklung des 
Strafvollzuges in Deutschland seit 1945, in: Egg (Hrsg.), Strafvollzug in den neuen Bundeslän-
dern, Bestandsaufnahme und Entwicklung, 1999, S. 19 (20 f.). 
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Diese Zeit sei vor dem Hintergrund des zum Entscheidungszeitpunkt bereits vor-
liegenden Referentenentwurfs für ein Strafvollzugsgesetz und der in der Rechtspre-
chung und mitunter auch der Wissenschaft lange vorherrschenden Figur des beson-
deren Gewaltverhältnisses noch nicht abgelaufen gewesen.182 Das Bundesverfas-
sungsgericht hat damit letztlich die oben beschriebene Ansicht, dass nach dem In-
krafttreten des Grundgesetzes zunächst andere Rechtsbereiche neu zu regeln waren, 
bestätigt. 

Der aus dem Rechtsstaatsprinzip abgeleitete Grundsatz vom Vorbehalt des Ge-
setzes gilt seit dieser für den deutschen (Erwachsenen-)Strafvollzug grundlegenden 
Entscheidung auch für Strafgefangene.183 

3. Vollzugslockerungen und offener Vollzug als Streitpunkte im Gesetzgebungsverfahren 
Trotz der Strafgefangenenentscheidung des Bundesverfassungsgerichts trat ein 
Strafvollzugsgesetz nicht bis zum Ende der damals laufenden Wahlperiode in 
Kraft.184 Unter dem Eindruck einer vorzeitig beendeten Wahlperiode und eines be-
reits vom Sonderausschuss für die Strafrechtsreform gebilligten Gesetzentwurfes 
setzte das Bundesverfassungsgericht dem Gesetzgeber eine letzte Frist bis zum 1. 
Januar 1977 als Datum für das Inkrafttreten eines Strafvollzugsgesetzes.185 

Ebenso wie im materiellen Strafrecht nach der Strafrechtsreform stand auch im 
Gesetzgebungsverfahren für ein Strafvollzugsgesetz der Gedanke der Resozialisie-
rung straffällig gewordener Menschen im Fokus der parlamentarischen Beratun-
gen.186 Der Vollzug von Freiheitsstrafen sollte damit nicht mehr vorrangig negativ-
spezialpräventiven Ansätzen genügen, sondern Gefangene dazu befähigen, künftig 
ein Leben in sozialer Verantwortung und ohne Straftaten zu führen (§ 2 S. 1 
StVollzG). So hieß es in der Gesetzesbegründung der Bundesregierung: 

»Die Tätigkeit der Vollzugsbehörden und die Fortentwicklung der Einrichtungen 
des Vollzuges bedürfen einer verbindlichen Ausrichtung auf die Aufgabe, zum 
Schutz der Bevölkerung vor Rückfalltaten zu einer straffreien Lebensführung des 
Verurteilten beizutragen und ihm bei der Eingliederung zu helfen.«187 

 
182  BVerfGE 33, S. 1 (11 f.). 
183  Unter Verweis auf die verfassungsgerichtliche Judikatur Lübbe-Wolff (Anm. 23), S. 19; vgl. zum 

Jugendstrafvollzug BVerfGK 12, S. 210 ff. 
184  Vgl. zu dieser Vorgabe BVerfGE 33, S. 1 (13). 
185  BVerfGE 40, S. 276 (283). Der Gesetzentwurf wurde am 23.07.1973 in den Bundestag einge-

bracht, dazu o. V., Bundestag befaßt sich mit dem Strafvollzugsgesetz, Aktuelle Informationen, 
ZfStrVo 1973, S. 181 (181); BT-Drs. 7/918, S. 1. In Österreich trat dagegen bereits im Jahr 1969 
ein Strafvollzugsgesetz in Kraft, dazu zusammenfassend Gössweiner-Saiko (Anm. 175), S. 82 ff. 

186  Vgl. Neubacher, in: Laubenthal/Nestler/Neubacher/Verrel, StVollzG, Abschn. A Rdnr. 8. 
187  BT-Drs. 7/918, S. 1; BT, Bericht und Antrag des Sonderausschusses für die Strafrechtsreform, 

Drs. 7/3998, S. 1. 
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Diese Gedanken der positiven Spezialprävention, die sich im Strafvollzugsgesetz 
niederschlugen, korrespondieren mit der bereits 1953 durch das 3. Strafrechtsände-
rungsgesetz eingeführten Möglichkeit der Strafrestaussetzung zur Bewährung als 
extrinsischem Motivationsfaktor für Strafgefangene.188 

Lockerungen wurden in §§ 11, 13 StVollzG und der offene Vollzug in § 10 
StVollzG erstmals gesetzlich normiert. 

Der offene Vollzug wurde als Ideal angesehen, um Freiheitsbeschränkungen im 
Rahmen des »unbedingt Notwendigen« zu belassen und auf diese Weise Beziehun-
gen zur Außenwelt zu erhalten und einen geordneten Übergang in die Freiheit zu 
ermöglichen.189 Daher sah der Gesetzentwurf der Bundesregierung in § 10 Abs. 1 
in Übereinstimmung mit dem Vorschlag der Strafvollzugskommission190 zunächst 
vor, Gefangene bei fehlender Flucht- und Missbrauchsgefahr regelmäßig im offe-
nen Vollzug unterzubringen; den Vollzugsbehörden wurde hierbei kein Raum für 
eigene Ermessenserwägungen eingeräumt: 

»Der Entwurf mißt der Entscheidung über die Unterbringung im geschlossenen 
oder offenen Vollzug eine so erhebliche Bedeutung für die Rechtsstellung des Ge-
fangenen bei, daß die Vorschrift zwingend ausgestaltet wurde.«191 

Dieser Wunsch setzte sich indes nicht durch. Insbesondere konservative Kräfte, 
aber auch die Länder hatten Vorbehalte gegen eine derart weitreichende Regelung, 
sodass in der Beschlussvorlage letztlich nur noch von einem intendierten Ermessen 
die Rede war, wobei diese den offenen Vollzug gleichwohl als Regelvollzugsform 
vorsah.192 

Dagegen wurde das Urlaubskontingent in § 13 Abs. 1 StVollzG-E von 14 auf 
21 Tage im Vergleich zum Kommissions- bzw. Regierungsentwurf angehoben.193 

Im Rahmen der erstmals geregelten Entlassungsvorbereitung sollte über Locke-
rungen mit intendiertem Ermessen, über die Unterbringung im offenen Vollzug 
weiterhin nur mit einfachem Ermessen entschieden werden (§ 15 Abs. 1, 2 
StVollzG-E).194 

 
188  Art. 2 § 26 des Dritten Strafrechtsänderungsgesetzes v. 04.08.1953, BGBl. I 1953, S. 735 ff. Dazu 

Rüping/Jerouschek (Anm. 84), Rdnr. 318 f.; Simson, Die bedingte Freilassung im modernen Recht, 
ZStW 1955, S. 48 ff. 

189  So der Abg. Schoeler (FDP), in: BT, PlP 7/200, S. 13849 f. 
190  Bundesministerium der Justiz, Entwurf eines Gesetzes über den Vollzug der Freiheitsstrafen 

und der freiheitsentziehenden Maßregeln der Besserung und Sicherung (Strafvollzugsgesetz), 
Beschlossen auf der 13. Arbeitstagung der Strafvollzugskommission vom 4. bis 8. Januar 1971 
in Berlin, 1971, S. 3 f. 

191  BT-Drs. 7/918, S. 51. 
192  BT-Drs. 7/3998, S. 59. Kritisch Dünkel, Die Öffnung des Vollzugs, Anspruch und Wirklichkeit, 

ZStW 1982, S. 669 (670). 
193  Vgl. BT-Drs. 7/3998, S. 60; Bundesministerium der Justiz, Beschlossen auf der 13. Arbeitsta-

gung der Strafvollzugskommission vom 4. bis 8. Januar 1971 in Berlin, S. 4. 
194  Der Kommissions- und der Regierungsentwurf sahen hierfür dagegen in beiden Fällen ein in-

tendiertes Ermessen vor, vgl. BT-Drs. 7/918, S. 11; Bundesministerium der Justiz, Beschlossen 
auf der 13. Arbeitstagung der Strafvollzugskommission vom 4. bis 8. Januar 1971 in Berlin, S. 5. 
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IV. Zusammenfassung 

Die Strafvollzugsgeschichte war in der jungen Bundesrepublik von erheblichen Am-
bivalenzen geprägt: Einerseits stagnierte die gesetzgeberische Tätigkeit zunächst. 
Eine gesetzliche Regelung des Strafvollzuges wurde unter Verweis auf einen »Son-
derstatus« von Strafgefangenen und unter Missachtung verfassungsrechtlicher 
Grundsätze für entbehrlich gehalten. In normativer Hinsicht waren die einzigen 
Fortschritte somit auf Ebene von Verwaltungsvorschriften, so zum Beispiel durch 
die Dienst- und Vollzugsordnung und weitergehende Einzelregelungen der Länder, zu 
finden. Zugleich zeigte sich die Vollzugspraxis offen für neue internationale Ent-
wicklungen und die Implementierung vollzugsöffnender Maßnahmen, insbeson-
dere des offenen Vollzuges mit der Einrichtung einer offenen Vollzugseinrichtung 
in Frankfurt am Main im Jahr 1948 und weiterer vergleichbarer Anstalten. 

Eine einschneidende Zäsur bedeuteten letztlich erst die Strafgefangenenent-
scheidung des Bundesverfassungsgerichts und das in der Folge endlich, d. h. nach 
mehreren gescheiterten Versuchen, verabschiedete Strafvollzugsgesetz der Bundes-
republik Deutschland im Jahr 1976. 

V. Exkurs: Lockerungen und offener Vollzug im Strafvollzug in der DDR 

Die Strafrechtspflege der von 1949 bis 1990 existenten Deutschen Demokratischen Re-
publik war geprägt vom sozialistischen Menschenbild.206 Der Straftäter wurde als 
»Feind« der sozialistischen Gesellschaft angesehen, der sich mit seiner Tat gegen 
diese stellte, und Kriminalität sei ein »Überbleibsel der imperialistischen Gesell-
schaft«.207 

Der gesamte Strafvollzug hatte sich daher an der sozialistischen Erziehung des 
Gefangenen auszurichten, zu deren Mitwirkung die Gefangenen verpflichtet wa-
ren.208 Daher legte bereits § 39 Abs. 4 S. 2 StGB-DDR (1968)209 fest: 

»Die Strafgefangenen sollen durch eine vom Strafzweck bestimmte, nach ihrer Tat, 
Persönlichkeit und Strafdauer differenzierte Ordnung, kollektive gesellschaftlich 

 
206  So auch Ziegler, Der Strafvollzug in der DDR (https://www.justiz.sachsen.de/download/

Der_Strafvollzug_in_der_DDR.pdf, zul. gepr. am 10.08.2020), S. 1. 
207  Rüping/Jerouschek (Anm. 84), Rdnr. 336; Herden, Das System des Strafvollzuges in der DDR, 

Rechtliche und tatsächliche Aspekte, in: Egg (Hrsg.), Strafvollzug in den neuen Bundesländern, 
Bestandsaufnahme und Entwicklung, 1999, S. 65 (69); Ziegler (Anm. 206), S. 1, 3. So auch 
Foucault, Die Strafgesellschaft, Vorlesung am Collège de France 1972-1973, 2015, S. 98 für die 
historische Entwicklung der Freiheitsstrafe, die nach seiner Ansicht mit dem Verständnis des 
Straftäters als »Gesellschaftsfeind« einhergeht. 

208  Laubenthal (Anm. 22), Rdnr. 134; Miller (Anm. 25), S. 37 m. w. N.; Arnold, Vergangenes und Zu-
künftiges im Strafvollzug der ehemaligen DDR, Ein Untersuchungsbericht, ZfStrVo 1990, 
S. 327 (328); Ziegler (Anm. 206), S. 3, 6. Vgl. ausführlich zu verschiedenen Entwicklungsphasen 
des Strafvollzuges in der ehemaligen DDR Kaiser (Anm. 122), S. 339 ff. m. w. N. 

209  Strafgesetzbuch der Deutschen Demokratischen Republik v. 12.01.1968, GBl. I (DDR) 1968, 
S. 1 ff. 
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C. Die Verlagerung der Gesetzgebungskompetenz 
für den Strafvollzug auf die Länder 

Eine weitere tiefgreifende Zäsur in der bundesdeutschen Geschichte des Strafvoll-
zuges bedeutete die Föderalismusreform I. Denn mit ihrem Inkrafttreten am 1. Sep-
tember 2006 wurden die Worte »und den Strafvollzug« in Art. 74 Abs. 1 Nr. 1 GG 
gemäß Art. 1 Nr. 7 lit. a sublit. aa des Gesetzes zur Änderung des Grundgesetzes vom 28. 
August 2006 gestrichen.218 Dadurch wurde der Strafvollzug aus der konkurrieren-
den Gesetzgebung des Bundes herausgenommen, wodurch der Strafvollzug nach 
der allgemeinen Regel des Art. 70 Abs. 1 GG seit diesem Zeitpunkt in die Gesetz-
gebungskompetenz der Länder fällt. Das Strafvollzugsgesetz des Bundes verlor 
zwar nicht in dieser juristischen Sekunde seine Gültigkeit, galt es doch gemäß 
Art. 125a Abs. 1 GG n. F. als partikulares Bundesrecht fort, bis und soweit die Län-
der das Gesetz durch eigene Gesetzgebungstätigkeit ersetzen würden. Mit dem In-
krafttreten des Gesetzes über den Vollzug der Freiheitsstrafe in Schleswig-Holstein219 sowie 
des Gesetzes über den Vollzug der Freiheitsstrafe in Berlin220 zum 1. Januar 2016 bzw. 1. 
Oktober 2016 haben alle 16 Länder eigene Strafvollzugsgesetze erlassen. Aus dem 
Strafvollzugsgesetz des Bundes gelten mangels Gesetzgebungskompetenz der Län-
der nur noch die gesetzlichen Vorschriften zum gerichtlichen Rechtsschutz 
(§§ 109 ff. StVollzG) sowie zum Pfändungsschutz des Überbrückungsgeldes (§ 51 
Abs. 4 und 5 StVollzG) fort. 

I. Der Strafvollzug als politische Verhandlungsmasse 

Dass die Gesetzgebungskompetenz für den Strafvollzug221 vom Bund auf die Län-
der übertragen werden sollte, war spätestens mit der Veröffentlichung des Koaliti-
onsvertrages der »Großen Koalition« der Christlich Demokratischen Union 
Deutschlands, der Christlich Sozialen Union in Bayern und der Sozialdemokrati-
schen Partei Deutschlands vom 11. November 2005 klar: Darin haben sich die nun-
mehr die Bundesregierung tragenden Parteien auf eine »Modernisierung der bun-
desstaatlichen Ordnung« und die Neuordnung der Gesetzgebungskompetenzen 
zwischen Bund und Ländern verständigt.222 Es wurde festgelegt, dass die Gesetzge-
bungskompetenz für den Strafvollzug auf die Länder übertragen werden soll.223 

 
218  Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes (Art. 22, 23, 33, 52, 72, 73, 74, 74a, 75, 84, 85, 87c, 91a, 

91b, 93, 98, 104a, 104b, 105, 107, 109, 125a, 125b, 125c, 143c) v. 28.08.2006, BGBl. I 2006, 
S. 2034 ff. 

219  Art. 1 des Gesetzes über den Vollzug der Freiheitsstrafe in Schleswig-Holstein und zur Schaf-
fung eines Justizvollzugsdatenschutzgesetzes v. 21.07.2016, GVOBl. (SH) 2016, S. 618 ff. 

220  Art. 1 des Gesetzes zur Weiterentwicklung des Berliner Justizvollzuges v. 04.04.2016, GVBl. 
(BE) 2016, S. 152 ff. 

221  Zum Begriff Maunz, in: Maunz/Dürig, GG, Art. 74 Rdnr. 70. 
222  Koalitionsvertrag von CDU, CSU und SPD 2005 (http://library.fes.de/pdf-files/bibliothek/

downl/05_11_11_koalitionsvertrag_langfassung_navigierbar-1.pdf, zul. gepr. am 10.08.2020), 
S. 109. 

223  Koalitionsvertrag von CDU, CSU und SPD 2005, S. 179 (Anlage 2 Rdnr. 11). 
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Letztlich griff der Koalitionsvertrag an dieser Stelle jedoch nur den Vorschlag der 
bereits im Jahr 2003 eingesetzten Kommission von Bundestag und Bundesrat zur Moderni-
sierung der bundesstaatlichen Ordnung auf.224 

Sachlich-fachlich orientierte Begründungsansätze finden sich dagegen weder in 
dem Koalitionsvertrag noch in den veröffentlichten Sitzungsmaterialien der Föde-
ralismuskommission. 

Der Reformvorschlag sah sich daher in der Folge einer einhelligen Kritik aus 
Wissenschaft, Praxis, aber auch Teilen der Politik ausgesetzt.225 

Den Ländern die Gesetzgebungskompetenz für den Strafvollzug zuzuweisen 
verhalte sich schließlich gegenläufig zum allgemeinen Trend, europaweit einheitli-
che Standards in vielen Rechtsgebieten zu schaffen.226 Hierzu gehöre auch der Straf-
vollzug mit den korrespondierenden Europäischen Strafvollzugsgrundsätzen. Die Re-
form führe somit zu einer neuen Unübersichtlichkeit, wodurch das »deutsche Mo-
dell des Vollzugs in Europa an Bedeutung verlieren« könne227 und die europäische 
Rechtseinheit gefährdet sei.228 Beschworen wurde ein »Rückfall in die Kleinstaate-
rei«.229 

Denn durch die Reform drohten Systembrüche im bundesdeutschen Sanktio-
nenrecht, dessen Einheit bereits Anspruch seit den Reichsjustizgesetzen und den 
Vorarbeiten hierzu war: Während das materielle Strafrecht, das Strafprozessrecht 
und das Strafvollstreckungsrecht weiterhin durch den Bund geregelt würden230, 
würde der Vollzug der Strafe künftig durch 16 Länder geregelt werden.231 Dass ein-

 
224  Jehle, in: Schwind/Böhm/Jehle/Laubenthal, StVollzG, Kap. 1 A Rdnr. 8. Im Einzelnen zur Ar-

beit der Kommission Gerstenberg (Anm. 4), S. 131 ff. 
225  Vgl. Cornel, Föderalismuskommission schlägt Übertragung der Gesetzgebungskompetenz für 

den Strafvollzug auf Länder vor, MschrKrim 2005, S. 146 (146); Koop, Keine Verlagerung der 
Gesetzgebungskompetenz für den Strafvollzug auf die Länder, Gesetzgebungskompetenz für 
den Strafvollzug muss beim Bund bleiben!, ZfStrVo 2006, S. 3 f.; Schüler-Springorum (Anm. 19) 
sowie den Aufruf o. V., Gesetzgebungskompetenz für den Strafvollzug muss beim Bund bleiben, 
MschrKrim 2005, S. 146 (146 ff.). 

226  So jedenfalls die damalige Justizministerin Aue, vgl. o. V., Forum Strafvollzug befragt die Justiz-
ministerinnen Beate Merk, Bayern, und Gisela von der Aue, Berlin, zu den Konsequenzen der 
Föderalismusreform, FS 2007, S. 19 (19); Cornel, Gesetzgebungskompetenz für den Strafvollzug, 
Föderalismuskommission wünscht Übertragung auf Länder, NK 2005, S. 2; Kreuzer, 30 Jahre 
Strafvollzugsgesetz, Wie steht es um den Strafvollzug, ZfStrVo 2006, S. 136 (138); Müller-Dietz, 
Gesetzgebungszuständigkeit für den Strafvollzug, ZRP 2005, S. 156 (158 f.). 

227  Vgl. die Äußerung Aues, in: o. V., Forum Strafvollzug befragt die Justizministerinnen Beate 
Merk, Bayern, und Gisela von der Aue, Berlin, zu den Konsequenzen der Föderalismusreform, 
FS 2007, S. 19 (19). 

228  Müller-Dietz, Strafvollzugsrecht als Ländersache?, ZfStrVo 2005, S. 38 (39 f.). 
229  Bartsch/Schmidt/Verbeet (Anm. 3). 
230  Kubicki, Das Strafvollzugsgesetz darf weder zerstückelt noch ausgehöhlt werden, NK 2006, S. 5 

und Müller-Dietz (Anm. 228), S. 39 werfen deshalb die Frage auf, weshalb nicht konsequenter-
weise auch diese Rechtsgebiete in die Gesetzgebungshoheit der Länder übertragen wurden. 

231  Vgl. insoweit Cornel (Anm. 226), S. 2; Frommel, Peinliche Machtspiele, NK 2005, S. 7; Köhne, Kon-
sequenzen der Föderalismusreform für die Strafzumessung, NK 2008, S. 9 (10); Kreuzer 
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heitliche Regelungen erforderlich seien, zeige sich auch an den durch die Landes-
justizverwaltungen bundeseinheitlich vereinbarten Verwaltungsvorschriften und 
die bereits im Jahre 1961 erlassene Dienst- und Vollzugsordnung.232 

Hinter diesem Einwand verbirgt sich letztlich die Frage, ob die nach Bundes-
recht verhängte Freiheitsstrafe in jedem Land nach unterschiedlichen Maßstäben 
vollzogen werden dürfe. Es wurde befürchtet, dass die Strafvollzugspolitik in stär-
kerem Maße als bei einer Regelung durch den Bundesgesetzgeber dem medialen 
Druck ausgesetzt sein und somit zu parteipolitisch geprägter Gesetzgebung führen 
würde.233 Dass diese Befürchtung nicht ganz unbegründet gewesen sein muss, zeigt 
sich u. a. an der Aussage des damaligen hessischen Justizministers, der entgegen 
allen wissenschaftlichen Erkenntnissen äußerte, dass Vollzugslockerungen »nicht 
zwingend zur Resozialisierung« gehörten.234 Unterschiedliche Haftbedingungen 
könnten zudem zu vermehrten Verlegungsanträgen in Länder mit vermeintlich 
»besseren« Haftbedingungen führen und diese Umstände müssten auch bei der 
Strafzumessung aufgrund des allgemeinen Gleichheitssatzes Berücksichtigung fin-
den.235 Art. 3 Abs. 1 GG richtet sich indes nur an den nach der grundgesetzlichen 
Kompetenzverteilung zuständigen Gesetzgeber. Die Kompetenzwahrnehmung 
durch die Länder ist nach der Föderalismusreform jedoch vom verfassungsändern-
den Gesetzgeber gewollt, sodass auch dieser Einwand nicht zu verfangen vermag.236 

Diese Argumentationsstränge lassen überdies unberücksichtigt, dass die Lan-
desgesetzgeber an höherrangiges Recht und internationale Vorgaben ebenso gebun-
den sind wie der Bundesgesetzgeber. So mögen sich die gesetzlichen Detailregelun-
gen zwar möglicherweise in der Folge unterscheiden; die großen Linien sind jedoch 
durch Verfassungs- und Völkerrecht vorgegeben. Dass diese Befürchtungen von 
vornherein unbegründet sein müssen, ergibt sich schließlich bereits aus Art. 2 
Abs. 1 GG i. V. m. Art. 1 Abs. 1 GG, mithin dem verfassungsrechtlich verankerten 
Resozialisierungsgebot.237 Die umfassende Judikatur des Bundesverfassungsge-
richts mit den aufgestellten Maßstäben, durch die die Voraussetzungen für ein Le-
ben in sozialer Verantwortung ohne Straftaten geschaffen werden sollen, bindet 
freilich auch die Landesgesetzgebung.238 

 
(Anm. 226), S. 138; Kubicki (Anm. 230), S. 5; Müller-Dietz (Anm. 226), S. 157 f.; ders. (Anm. 228), 
S. 39; o. V., Bund und Länder einigen sich auf Föderalismusreform, FAZ, 17.02.2006, S. 1; Schü-
ler-Springorum (Anm. 19), S. 404 f. Vgl. auch Gerstenberg (Anm. 4), S. 200 m. w. N. 

232  Vgl. nur Müller-Dietz (Anm. 83), S. 28. 
233  Cornel (Anm. 226), S. 2; Frommel (Anm. 231), S. 7. 
234  O. V., Wettbewerb im Strafvollzug, FAZ, 01.03.2006, S. 43. 
235  In diesem Sinne argumentiert Köhne (Anm. 231). 
236  Gerstenberg (Anm. 4), S. 199 m. w. N. 
237  So auch Gerstenberg, a. a. O., S. 198 f.; Schneider (Anm. 30), S. 63; vglb. äußerte sich der sächsische 

Justizminister Mackenroth in: o. V., »Sächsische Standards festschreiben«, FAZ, 23.03.2006, S. 4. 
Dazu ausführlich S. 111 ff. 

238  Vgl. für das Recht der Sicherungsverwahrung BVerfGE 128, S. 326 (374 f.). Dazu Steinbeis, 
Karlsruhe sägt an der Föderalismusreform (http://www.verfassungsblog.de/bundesverfas-
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Fehlgeleitet ist auch der Ansatz, die drohende Unübersichtlichkeit anhand der 
europäischen Bestrebungen zur Rechtsvereinheitlichung zu kritisieren.239 Diese Ar-
gumentation würde allenfalls eine Rechtsetzungskompetenz der Europäischen 
Union, nicht jedoch des Bundes zu begründen vermögen, zumal der europäische 
Integrationsprozess mit den Prinzipien der Subsidiarität sowie der begrenzten Ein-
zelermächtigung gerade darauf bedacht ist, nur die absolut notwendigen Materien 
auf europäischer Ebene zu regeln. Es ist daher jedenfalls aus Sicht der Befürworter 
nachvollziehbar, wenn die Detailregelungen in den Ländern getroffen werden sol-
len, wo auch die exekutiven Entscheidungen getroffen werden. 

Ein »Wettbewerb der Schäbigkeit«, des kostengünstigsten Strafvollzuges wurde 
angesichts knapper Landeshaushalte erwartet. So äußerte die bayerische Justizmi-
nisterin, die »Kosten des Strafvollzugs [könnten] besser gesteuert werden«.240 Der 
Behandlungsvollzug würde dem Verwahrvollzug zu weichen haben.241 Letztlich sah 
sich das Strafvollzugsrecht, das vor der Föderalismusreform gemäß Art. 83 GG be-
reits durch die Länder ausgeführt wurde, seit dem Erlass des Strafvollzugsgesetzes 
bereits einer divergierenden Entwicklung in den Ländern ausgesetzt.242 So gingen 
die Unterbringungsquoten im offenen Vollzug und die Gewährung von Vollzugs-
lockerungen in einigen Ländern über Jahre hinweg zurück, während sie in anderen 

 
sungsgericht-sicherungsverwahrung-foderalismusreform, zul. gepr. am 03.05.2019). Vgl. inso-
weit die umfassenden Rechtsprechungsauswertungen von Bachmann (Anm. 24), Lübbe-Wolff 
(Anm. 23) und Niebler, Die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts zum Strafvollzug, 
in: FS Zeidler, 1987, S. 1567. 

239  So nämlich Ullmann (Anm. 31), S. 15 f. 
240  Cornel, Nachlese zum Aufruf für den Verbleib der Gesetzgebungskompetenz für den Strafvoll-

zug beim Bund, NK 2005, S. 42 (42). 
241  Vgl. die Äußerungen Aues, in: o. V., Forum Strafvollzug befragt die Justizministerinnen Beate 

Merk, Bayern, und Gisela von der Aue, Berlin, zu den Konsequenzen der Föderalismusreform, 
FS 2007, S. 19 (19); Bartsch/Schmidt/Verbeet (Anm. 3); Dünkel/Schüler-Springorum (Anm. 3), S. 145; 
Köhne, Gesetzgebungszuständigkeit für den Strafvollzug, ZRP 2006, S. 195 (196); Kreuzer 
(Anm. 226), S. 138; Kubicki (Anm. 230), S. 5; Lütkes, Zuständigkeit der Länder für den Strafvoll-
zug?, Ehemalige Justizminister fordern Überdenken der Föderalismusreform, NK 2006, S. 2; 
Maelicke, Konsequenzen der Föderalismusreform für den Deutschen Strafvollzug, NK 2006, 
S. 89; Müller-Dietz (Anm. 226), S. 157. 

242  Statt vieler Köhne (Anm. 231), S. 9 m. w. N.; Prantl, Zur Situation des Justizvollzuges in Deutsch-
land, Im Jahr zehn nach der Föderalismusreform: Der Strafvollzug ist zerbröselt, die Debatte 
darüber auch, in: Koop/Kappenberg (Hrsg.), Weichen gestellt für den Justizvollzug?, Heraus-
forderungen und Strategien, 2016, S. 21 (26). 
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Dass es sich bei der Verlagerung der Gesetzgebungskompetenz für den Straf-
vollzug vom Bund auf die Länder ausschließlich um einen politischen Kompromiss 
im Gesamtpaket der Föderalismusreform handelte, ist spätestens mit der nachfol-
genden Aussage des seinerzeitigen Bundestagsabgeordneten Wolfgang Bosbach er-
wiesen: 

»Es war der Bund, der den Ländern die Kompetenz für den Strafvollzug angeboten 
hat. Die Länder haben dieses Angebot angenommen.«264 

Ein einheitliches Vollzugskonzept in der Bundesrepublik sei zwar wünschenswert, 
so der wohl einhellige Wunsch an eine vollzugspolitische Gesetzgebung, jedoch un-
ter den Bedingungen der Föderalismusreform unrealistisch.265 Festzustellen bleibt, 
dass die Kompetenzverlagerung nahezu einhellig abgelehnt wurde. Die in der Folge 
der Reform eingetretenen materiellen Unterschiede zwischen den Ländern im Hin-
blick auf Vollzugslockerungen und den offenen Vollzug zu untersuchen, ist Auf-
gabe der vorliegenden Arbeit. 

II. Die rechtspolitische Diskussion um Lockerungen und den offenen Vollzug  
in den Gesetzgebungsverfahren der Länder 

Als Reaktion auf den aus der Föderalismusreform resultierenden Gesetzgebungs-
auftrag erließen die Länder nach und nach Gesetze über den Vollzug der Freiheits-
strafe, der Jugendstrafe, der Sicherungsverwahrung sowie der Untersuchungshaft. 
Aufgrund des Urteils des Bundesverfassungsgerichts vom 31. Mai 2006, mit dem 
dem Gesetzgeber aufgegeben wurde, bis Ende des Jahres 2007 eine gesetzliche Re-
gelung für den Jugendstrafvollzug zu schaffen266, hatte die Verabschiedung von Ju-
gendstrafvollzugsgesetzen zunächst Priorität, weshalb die Föderalismusreform erst 
zum 1. Oktober 2016 mit dem Inkrafttreten des letzten Landesstrafvollzugsgesetzes 
in Berlin vollständig abgeschlossen werden konnte.267 

1. Der Musterentwurf der 10er-Gruppe 
Die Bundesländer Berlin, Brandenburg, Bremen, Mecklenburg-Vorpommern, 
Rheinland-Pfalz, Saarland, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein und Thü-

 
264  BT, PlP 16/44, S. 4345B. Ähnliche Aussagen lassen sich anderen Vertretern regierungstragender 

Parteien zuschreiben, vgl. nur o. V., Zuständigkeit für Strafvollzug umstritten, FAZ, 13.06.2006, 
S. 66. 

265  Köhne (Anm. 241), S. 196. 
266  BVerfGE 116, S. 69 ff. Eingehend dazu Leber, Landesgesetzgebung im neuen Bundesstaat, 2014, 

S. 98 f. 
267  Siehe insoweit bereits S. 79. 
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e) Landesjustizvollzugsgesetz des Landes Rheinland-Pfalz 
In Rheinland-Pfalz wurden Lockerungsmaßnahmen und der offene Vollzug nur am 
Rande des Gesetzgebungsverfahrens thematisiert. Der Regierungsentwurf sah in 
§ 45 Abs. 3 S. 2 LJVollzG-E (RP) vor, Langzeitausgänge bei zu lebenslanger Frei-
heitsstrafe Verurteilten erst nach zehn Jahren zuzulassen.316 Begründet wurde diese 
für Gefangene negative Abweichung vom Musterentwurf indes nicht.317 

Die CDU brachte den Antrag ein, eine Regelung zu schaffen, nach der Locke-
rungen bei Nichtbefolgung einer Mitwirkungspflicht versagt werden sollten.318 Der 
Regierungsentwurf verzichtete auf die Normierung einer Mitwirkungspflicht, so-
dass der Änderungsantrag konsequenterweise von der Ausschussmehrheit abge-
lehnt wurde.319 Ebenso verhielt es sich mit dem Ansinnen, den geschlossenen Voll-
zug zur Regelvollzugsform zu erheben.320 

Das Landesjustizvollzugsgesetz des Landes Rheinland-Pfalz wurde in Gestalt des Re-
gierungsentwurfes mit geringfügigen Änderungen, die jedoch weder die Regelungen 
zu Vollzugslockerungen noch zum offenen Vollzug betrafen321, am 8. Mai 2013 in 
zweiter Lesung mit den Stimmen von SPD und Bündnis 90/Die Grünen gegen die 
Stimmen der CDU beschlossen.322 Es trat am 1. Juni 2013 in Kraft.323 

f) Strafvollzugsgesetz des Saarlandes 
Lockerungen und der offene Vollzug wurden im Gesetzgebungsverfahren für ein saar-
ländisches Strafvollzugsgesetz nicht näher thematisiert. In der abschließenden Plenardebatte 
lag der Fokus vielmehr auf Mindestbesuchszeiten.324 

Ein von Bündnis 90/Die Grünen eingebrachter Änderungsantrag zum Regie-
rungsentwurf, der für die Gewährung von Langzeitausgängen bei zu lebenslanger 
Freiheitsstrafe verurteilten Gefangenen wiederum über den Musterentwurf hinaus-
gehend eine Mindestverbüßungszeit von zehn Jahren vorsah325, wurde von der Re-
gierungsmehrheit abgelehnt. Der Gesetzesentwurf sah vor, dass bei Gefangenen, 
die eine Freiheitsstrafe von mehr als acht Jahren verbüßen, vor der Gewährung von 

 
316  Vgl. Landtag Rheinland-Pfalz, Gesetzentwurf der Landesregierung, Drs. 16/1910, S. 26. 
317  Vgl. LT (RP), a. a. O., S. 133. Kritisch ob dieser fehlenden Begründung Hurlin, Stellungnahme 

zum Gesetzentwurf der Landesregierung für ein Landesgesetz zur Weiterentwicklung von Jus-
tizvollzug, Sicherungsverwahrung und Datenschutz, LT (RP), V 16/2253, 20.02.2013, S. 9. 

318  Landtag Rheinland-Pfalz, Änderungsantrag der Fraktion der CDU, Drs. 16/2256, S. 11 f. 
319  Kritisch die Abg. Wilke (CDU), vgl. LT (RP), Plenarprotokoll 16/48, 24.04.2013, S. 2902. 
320  Vgl. LT (RP), Drs. 16/2256, S. 5. 
321  Vgl. LT (RP), Beschlussempfehlung des Rechtsausschusses, Drs. 16/2243. 
322  LT (RP), PlP 16/48, S. 2910. 
323  Landesgesetz zur Weiterentwicklung von Justizvollzug, Sicherungsverwahrung und Datenschutz 

v. 08.05.2013, GVBl. (RP) 2013, S. 79 ff. 
324  Vgl. Landtag des Saarlandes, Plenarprotokoll 15/14, 24.04.2013, S. 1056 ff. 
325  Dazu ohne nähere Begründung LT (SL), Gesetzentwurf der Regierung des Saarlandes betr. Ge-

setz zur Neuregelung des Vollzuges der Freiheitsstrafe im Saarland, Drs. 15/386. 
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Langzeitausgängen mindestens die Hälfte der zu verbüßenden Freiheitsstrafe ver-
büßt sein müsse; bei Gefangenen, die eine lebenslange Freiheitsstrafe verbüßen, 
sollte diese Frist acht Jahre betragen.326 

Das Strafvollzugsgesetz des Saarlandes wurde am 24. April 2013 mit den Stimmen 
der regierungstragenden Fraktionen von CDU und SPD gegen die Stimmen von 
Linke und Piraten bei Enthaltung von Bündnis 90/Die Grünen verabschiedet und 
trat mit Wirkung vom 1. Juni 2013 in Kraft.327 

g) Strafvollzugsgesetz des Freistaates Sachsen 
Auch der von der CDU/FDP-Regierung eingebrachte Entwurf für ein Sächsisches 
Strafvollzugsgesetz sah in § 38 Abs. 3 S. 2 SächsStVollzG-E eine zehnjährige Min-
destverbüßungsdauer vor der Gewährung von Langzeitausgang für zu lebenslanger 
Freiheitsstrafe verurteilte Gefangene vor.328 Eine Begründung fand sich wiederum 
nicht; es wurde lediglich herausgestellt, dass diese Gefangenengruppe überhaupt in 
den Genuss von Langzeitausgängen kommen könne.329 
In der parlamentarischen Debatte klang erneut an, dass diese Ausschlussfrist ein 
Einfallstor für Sühnegedanken in den Strafvollzug ist: So äußerte der Abgeordnete 
Dombois (CDU), dass bei derart schweren Straftaten »frühzeitige« Lockerungsmaß-
nahmen nicht gerechtfertigt seien.330 Eine vollzugsspezifische Begründung lieferte 
nur Krä vom Bayerischen Staatsministerium der Justiz in der Ausschussanhörung, 
indem er auf die erforderliche Selbstdisziplin der Gefangenen verwies, immer wie-
der in die Anstalt zurückzukehren. Diese sei insbesondere bei längsten Freiheits-
strafen über einen langen Zeitraum häufig nicht gegeben.331 Ein Antrag der Links-
fraktion, diese Frist an den Musterentwurf anzugleichen und damit auf fünf Jahre 
abzusenken, fand somit keine parlamentarische Mehrheit.332 

Das Sächsische Strafvollzugsgesetz wurde am 16. Mai 2013 ohne Gegenstimmen im 
Landtag verabschiedet und trat bereits zum 1. Juni 2013 in Kraft.333 

 
326  LT (SL), Abänderungsantrag der B90/Grüne-Landtagsfraktion, Drs. 15/439, S. 2 f. 
327  LT (SL), PlP 15/14, S. 1063; Gesetz Nr. 1804 zur Neuregelung des Vollzuges der Freiheitsstrafe 

im Saarland v. 29.05.2013, ABl. (SL) 2013, S. 116 ff. 
328  Vgl. Sächsischer Landtag, Gesetzentwurf der Staatsregierung, Gesetz über den Vollzug der Frei-

heitsstrafe und des Strafarrests im Freistaat Sachsen sowie zur Änderung weiterer Gesetze, Drs. 
5/10920. 

329  Vgl. LT (SN), a. a. O., S. 115. 
330  LT (SN), Plenarprotokoll 5/77, 16.05.2013, S. 7935. 
331  Vgl. LT (SN), Ausschussprotokoll 5/1-45 A-1, 27.02.2013, S. 13. 
332  LT (SN), Änderungsantrag der Fraktion Die Linke, Drs. 5/11969, S. 4; LT (SN), PlP 5/77, 

S. 7952. 
333  LT (SN), a. a. O., S. 7952 f.; Gesetz über den Vollzug der Freiheitsstrafe und des Strafarrests im 

Freistaat Sachsen sowie zur Änderung weiterer Gesetze v. 16.05.2013, GVBl. (SN) 2013, 
S. 250 ff. 
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h) Justizvollzugsgesetzbuch des Landes Sachsen-Anhalt 
Mit Blick auf Lockerungsmaßnahmen wurde letztlich auch in Sachsen-Anhalt einzig 
die Mindestverbüßungsdauer für zu lebenslanger Freiheitsstrafe verurteilte Gefan-
gene vor der Gewährung von Langzeitsaugang kontrovers diskutiert. 

Schon Jahre vor Einbringung des Gesetzesentwurfes in den Landtag machte die 
Landesregierung deutlich, von der im Musterentwurf vorgesehenen Frist von fünf 
Jahren abrücken und eine zehnjährige Mindestverbüßungsdauer festschreiben zu 
wollen.334 Dieser Standpunkt sah sich im Gesetzgebungsverfahren, wie schon in 
anderen Bundesländern, Kritik der Fachöffentlichkeit ausgesetzt.335 

So verwies der Generalstaatsanwalt des Landes Sachsen-Anhalt auf die empiri-
sche Forschung: Danach könnten Entlassungen nach § 57a StGB hinsichtlich der 
Sozialprognose häufig bereits vor Erreichen der Mindestverbüßungsdauer erfolgen. 
Ein sachlicher Grund für eine zehnjährige Mindestverbüßungsdauer vor der Ge-
währung von Langzeitausgängen sei daher nicht ersichtlich; vielmehr seien frühere 
auch weitergehende Lockerungsmaßnahmen bei entsprechender Eignung des je-
weiligen Gefangenen erforderlich, um schädlichen Folgen des Freiheitsentzuges 
entgegenzuwirken und das Vollzugsziel erreichen zu können.336 Sein Einwand blieb 
jedoch unberücksichtigt.337 

Als Mittel, um mehr Gefangenen Lockerungen gewähren zu können, sahen die 
Koalitionsfraktionen von CDU und SPD eine elektronische Aufenthaltsüberwa-
chung, besser bekannt als sog. »elektronische Fußfessel« an, die im laufenden Ge-
setzgebungsverfahren in § 45 Abs. 9 JVollzGB-E LSA eingefügt wurde.338 In der 
parlamentarischen Schlussdebatte wurde jedoch auch dieses Thema nur am Rande 
gestreift.339 

Das Justizvollzugsgesetzbuch des Landes Sachsen-Anhalt fasst die Regelungen für 
sämtliche Haftarten mit Ausnahme der Sicherungsverwahrung zusammen (§ 1 
Abs. 1 JVollzGB LSA). Es wurde am 13. November 2015 mit den Stimmen der 
Koalitionsfraktionen von CDU und SPD gegen die Stimmen der Linken bei Ent-
haltung von Bündnis 90/Die Grünen im Landtag verabschiedet und trat nach Ver-
kündung zum 1. Januar 2016 in Kraft.340 

 
334  Landtag von Sachsen-Anhalt, Kleine Anfrage, Musterentwurf zum neuen Landesstrafvollzugs-

gesetz, Drs. 6/1591, S. 5. 
335  Eine Begründung für diese Regelung fand sich im Gesetzesentwurf wiederum nicht, es wurde 

vielmehr einzig darauf verwiesen, dass sich die Regelung des Bundesstrafvollzugsgesetzes be-
währt habe, vgl. LT (ST), Gesetzentwurf der Landesregierung, Drs. 6/3799, S. 192. 

336  Vgl. LT (ST), a. a. O., S. 25. 
337  LT (ST), ebd. 
338  Vgl. LT (ST), Plenarprotokoll 6/101, 13.11.2015, S. 8422. 
339  Kurz befürwortend der Abg. Borgwardt, vgl. LT (ST), a. a. O., S. 8428. Kritisch dagegen die Abg. 

Angern (Linke), vgl. LT (ST), a. a. O., S. 8425. 
340  LT (ST), a. a. O., S. 8429; Gesetz zur Weiterentwicklung des Justizvollzugs in Sachsen-Anhalt v. 

18.12.2015, GVBl. (ST) 2015, S. 666 ff. 
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i) Landesstrafvollzugsgesetz des Landes Schleswig-Holstein 
Der Regierungsentwurf eines Gesetzes über den Vollzug der Freiheitsstrafe in Schleswig-
Holstein und zur Schaffung eines Justizvollzugsdatenschutzgesetzes bezweckte eine »Stärkung 
des offenen Vollzuges und von Lockerungen«.341 

Während des Gesetzgebungsverfahrens spielten der offene Vollzug und Voll-
zugslockerungen jedoch lediglich eine nachgeordnete Rolle.342 Zwar forderte die 
Schleswig-Holsteinische Strafverteidigervereinigung im Rahmen einer Anhörung mit Blick 
auf die faktische Bedeutung der Lockerungserprobung für vollstreckungsgerichtli-
che Aussetzungsentscheidungen, einen Rechtsanspruch auf Vollzugslockerungen 
normativ zu verankern.343 Zudem sollte der offene Vollzug als Regelvollzugsform 
normiert werden.344 Beide Forderungen wurde im weiteren Gesetzgebungsverfah-
ren jedoch nicht thematisiert. Vielmehr wurden die Abschnitte 8 und 9 des Gesetz-
entwurfes (Aufenthalte außerhalb der Anstalt und Entlassungsvorbereitung) sowie 
§ 16 LStVollzG-E SH (Unterbringung im offenen Vollzug) unverändert verabschie-
det.345 

Der Schwerpunkt der abschließenden Landtagsdebatte lag auf den medial wirk-
samen Themen Schusswaffengebrauch, Aufschluss und Anstaltskleidung.346 Einzig 
der Abgeordnete Klug streifte das Thema »Ausführungen«, indem er auf die hierfür 
erforderlichen personellen Ressourcen hinwies.347 

Der Gesetzentwurf wurde im Landtagsplenum am 21. Juli 2016 mehrheitlich 
mit den Stimmen von SPD, Bündnis 90/Die Grünen und des SSW, der regionalen 
Partei der dänischen Minderheit, beschlossen.348 Das Gesetz trat als eines der letz-
ten Landesstrafvollzugsgesetze nach der Föderalismusreform zum 1. September 
2016 in Kraft.349  

 
341  Schleswig-Holsteinischer Landtag, Gesetzentwurf der Landesregierung, Drs. 18/3153, S. 87. 
342  Vgl. nur Feest, Stellungnahme, LT (SH), Umdr. 18/5482; Knauer, Stellungnahme, LT (SH), Umdr. 

18/5079; Pause, Schleswig-Holsteinische Strafverteidigervereinigung e. V., Stellungnahme, LT 
(SH), Umdr. 18/5535; Rose/Schneider, Neue Richtervereinigung Schleswig-Holstein, Stellung-
nahme, LT (SH), Umdr. 18/5013; Süß, Schleswig-Holsteinischer Verband für soziale Strafrechts-
pflege e. V., Stellungnahme, LT (SH), Umdr. 18/5076. 

343  Pause (Anm. 342), S. 5 f.; Schleswig-Holsteinischer Landtag, Protokoll IRA 18/120, 27.01.2016, 
S. 22. 

344  Pause (Anm. 342), S. 7. 
345  Vgl. Schleswig-Holsteinischer Landtag, Bericht und Beschlussempfehlung, Drs. 18/4380, 

S. 37 ff. 
346  LT (SH), Änderungsantrag der Fraktionen von SPD, Bündnis 90/Die Grünen und SSW, Umdr. 

18/6313; LT (SH), Antrag der Fraktion der Piraten, Umdr. 18/6341; LT (SH), Änderungsantrag 
der Fraktion der CDU, Umdr. 18/6391; LT (SH), Antrag der Fraktion der CDU, Umdr. 
18/6397. 

347  LT (SH), Plenarprotokoll 18/124, 21.07.2016, S. 10375. 
348  LT (SH), a. a. O., S. 10386. 
349  Gesetz über den Vollzug der Freiheitsstrafe in Schleswig-Holstein v. 21.07.2016, GVOBl. (SH) 

2016, S. 618 ff. 



96 Zweites Kapitel: Die historische Entwicklung von Lockerungen und offenem Vollzug 

j) Justizvollzugsgesetzbuch des Freistaates Thüringen 
Noch in der ersten parlamentarischen Lesung für ein Justizvollzugsgesetzbuch des Frei-
staates Thüringen wurde die Wichtigkeit von Lockerungsmaßnahmen betont. Gelobt 
wurde der aus dem Jugendstrafvollzugsrecht übernommene »positiv formulierte 
Prüfungsmaßstab einer verantwortungsbewussten Erprobung«, der eine »struktu-
rierte Abwägung« zwischen den Anforderungen an eine gelungene Resozialisierung 
sowie des Schutzes der Allgemeinheit ermögliche.350 

Die auch im Thüringer Landesgesetz vorgesehene Mindestverbüßungsdauer 
von zehn Jahren (§ 45 Abs. 4 ThürJVollzGB-E)351 vor der Gewährung von Lang-
zeitausgängen für Gefangene mit lebenslanger Freiheitsstrafe begründete der zu-
ständige Justizminister der SPD mit dem Schutz der Allgemeinheit.352 Die Regie-
rungsfraktion der CDU kritisierte dabei die im Musterentwurf vorgesehene Frist 
von fünf Jahren scharf. Derartige Maßnahmen seien für die konkrete Vorbereitung 
auf die Entlassung erforderlich, mithin nicht bereits nach fünf Jahren.353 Eine Dif-
ferenzierung nach Lockerungen zur Erreichung des Vollzugsziels, deren Gewäh-
rung bei einer Gefahr für die öffentliche Sicherheit gar nicht zulässig ist, und nach 
Lockerungen zur Entlassungsvorbereitung, wurde in der Landtagsdebatte nicht 
vorgenommen. 

Der Abgeordnete Scherer (CDU) mahnte vielmehr bei der Abweichungsmöglich-
keit von dem Grundsatz einen verantwortungsvollen Umgang an.354 Zugleich kriti-
sierte die oppositionelle Linkspartei die aus ihrer Sicht insgesamt zu niedrigen Lo-
ckerungsquoten.355 

Ein Änderungsantrag der Fraktion Die Linke, mit dem Gefangene einen gesetz-
lichen Anspruch auf Lockerungen erhalten sollten und die Ausschlussfrist für Ge-
fangene, gegen die eine lebenslange Freiheitsstrafe vollstreckt wird, auf fünf Jahre 
mit einer ersten Prüfungspflicht nach drei Jahren abgesenkt werden sollte, wurde 
mehrheitlich abgelehnt.356 Der Regierungsentwurf wurde stattdessen ohne Ände-
rungen hinsichtlich der Regelungen zu Lockerungen und dem offenen Vollzug 
übernommen.357 

Das Justizvollzugsgesetzbuch des Freistaates Thüringen, das die gesetzlichen Regelun-
gen zum Vollzug der Freiheitsstrafe, der Jugendstrafe sowie der Untersuchungshaft 

 
350  So die Äußerung des seinerzeitigen Justizministers Poppenhäger, vgl. Thüringer Landtag, Plenar-

protokoll 5/131, 17.10.2013, S. 12537 f. 
351  LT (TH), Gesetzentwurf der Landesregierung, Drs. 5/6700. 
352  LT (TH), PlP 5/131, S. 12538. Der Gesetzentwurf selbst erschöpfte sich in einer Begründung 

dafür, dass diese Gefangenengruppe überhaupt die Möglichkeit zu Langzeitausgängen erhält, 
vgl. LT (TH), Drs. 5/6700, S. 113. 

353  So die Äußerungen des Abg. Scherer (CDU), vgl. LT (TH), PlP 5/131, S. 12546. 
354  LT (TH), Plenarprotokoll 5/144, 27.02.2014, S. 13628. 
355  LT (TH), PlP 5/131, S. 12545. 
356  Vgl. LT (TH), Änderungsantrag der Fraktion Die Linke, Drs. 5/7371, S. 13 f., 37; LT (TH), PlP 

5/144, S. 13637. 
357  Vgl. LT (TH), Beschlussempfehlung, Drs. 5/7293. 
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4. Strafvollzugsgesetz der Freien und Hansestadt Hamburg 
Unter dem Justizsenator Kusch (CDU) galt der Strafvollzug Hamburgs ab dem Jahr 
2001 nicht mehr als liberal.375 Dem Senatsentwurf für ein Hamburgisches Strafvoll-
zugsgesetz wurde vorgeworfen, im Credo Kuschs »Haft darf kein Luxusurlaub sein. 
Haft muss wieder als Haft spürbar sein!« verfasst zu sein.376 

Der Entwurf sollte die zunehmende organisierte Kriminalität, Gewaltbereit-
schaft, Drogenkriminalität sowie den erhöhten Ausländeranteil als »Entwicklung 
der letzten 30 Jahre« nach dem Inkrafttreten des Bundesstrafvollzugsgesetzes be-
rücksichtigen.377 Das (erste) Hamburgische Strafvollzugsgesetz wurde am 13. Dezember 
2007 von der Bürgerschaft verabschiedet und trat am 1. Januar 2008 in Kraft.378 

Eine Novellierung dieses schon im Gesetzgebungsverfahren vielfach kritisierten 
Gesetzes folgte nach einem »kleinen Regierungswechsel«.379 Die GAL380 bildete 
fortan mit der zuvor alleinregierenden CDU den Senat der Hansestadt. 

So kritisierten im ersten Gesetzgebungsverfahren die oppositionellen Fraktio-
nen von SPD und GAL, dass die Entscheidungsspielräume für die Anstalten durch 
die Übernahme der bundeseinheitlichen Verwaltungsvorschriften hinsichtlich der 
Eignung bzw. Nichteignung von Gefangenen für Lockerungen in den Gesetzestext 
weniger positive Lockerungsentscheidungen zur Folge hätten.381 Die Regelungen 
wurden mit der Gesetzesnovellierung herausgestrichen und sollten wieder in die 
vormalige Form von Verwaltungsvorschriften zurückgeführt werden.382 

 
375  So die Bewertung der Fraktion Die Linke, vgl. Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Ham-

burg, Große Anfrage der Fraktion Die Linke und Antwort des Senats, Drs. 19/2073, S. 1; kri-
tisch auch statt vieler Dressel, Die Irrwege des Hamburger Strafvollzugsgesetzes, ZRP 2009, 
S. 146 (146 f.); vgl. zur Entwicklung der Strafvollzugspolitik Hamburgs ausführlich Villmow/
Savinsky, Hamburger Strafvollzug nach der Jahrtausendwende im Spannungsfeld divergierender 
Vollzugspolitik, in: GS Walter, 2014, S. 635 (636). 

376  Zit. nach Bürgerschaft (HH), Drs. 19/2073, S. 1; Nehmzow, Kusch: »Haft darf kein Luxus-Urlaub 
sein«, Hamburger Abendblatt, 18.01.2002 (https://www.abendblatt.de/archiv/2002/ar-
ticle204990117/Kusch-Haft-darf-kein-Luxus-Urlaub-sein.html, zul. gepr. am 03.05.2019). Ver-
wiesen wird u. a. auf eine zurückgehende Lockerungsquote, vgl. Bürgerschaft der Freien und 
Hansestadt Hamburg, Protokoll des Rechtsausschusses 18/44, 28.08.2007, S. 7 f. 

377  Bürgerschaft (HH), Mitteilung des Senats an die Bürgerschaft, Drs. 18/6490, S. 1. 
378  Bürgerschaft (HH), Plenarprotokoll 18/96, 13.12.2007, S. 5137; Gesetz über den Vollzug der 

Freiheitsstrafe, der Jugendstrafe und der Sicherungsverwahrung, GVBl. (HH) 2007, S. 471 ff. 
379  Die oppositionelle SPD-Fraktion wollte dagegen das Bundesstrafvollzugsgesetz für anwendbar 

erklären lassen, vgl. Bürgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg, Antrag der Fraktion der 
SPD, Drs. 19/28, S. 2. Kritisch auch die Sachverständigen in der Ausschussanhörung, vgl. Bür-
gerschaft (HH), P RA 18/44, S. 7 f., 9, 13 f., 47 f., 58. 

380  Die Grün-Alternative Liste (GAL) war bis 2012 die Bezeichnung des Hamburger Landesver-
bandes der Partei Bündnis 90/Die Grünen. 

381  Vgl. nur Bürgerschaft (HH), Plenarprotokoll 18/95, 12.12.2007, S. 5036. 
382  Bürgerschaft (HH), Mitteilung des Senats an die Bürgerschaft, Drs. 19/2533, S. 2. 
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Die Befürworter des (ersten) Gesetzentwurfes verwiesen auf seine vermeintli-
che »Ehrlichkeit«: Durch die Unterbringung von 85 % der Gefangenen im geschlos-
senen Vollzug sei dieser bereits faktisch der Regelvollzug.383 So sei dessen gesetzli-
che Festlegung als Regelvollzugsform (§ 11 Abs. 1 HmbStVollzG a. F.) nur folge-
richtig.384 Mit der Gesetzesnovelle wurde das Regel-Ausnahme-Verhältnis dagegen 
wieder aufgegeben.385 Allein die Eignung sollte entscheidend sein, so die Gesetzes-
begründung.386 

Zu einer, wie von der Linkspartei geforderten, gebundenen Entscheidung, 
konnten sich die Regierungsparteien jedoch nicht durchringen.387 Begründet wurde 
dieser Vorschlag mit dem verfassungsrechtlichen Grundsatz der Verhältnismäßig-
keit: Die Unterbringung im geschlossenen Vollzug stelle einen tieferen Grund-
rechtseingriff dar als die Unterbringung im offenen Vollzug. Bei Eignung für den 
offenen Vollzug stelle die dortige Unterbringung das mildere Mittel im Vergleich 
zur Unterbringung im geschlossenen Vollzug dar, sodass sie aus Verhältnismäßig-
keitsgründen geboten sei.388 Es blieb indes beim intendierten Ermessen (§ 11 Abs. 2 
HmbStVollzG n. F.). 

Lockerungen, so die einhellige Begründung des (ersten) Gesetzentwurfes, soll-
ten Mittel darstellen, um die Gefangenen zur Mitarbeit zu motivieren.389 Daher soll-
ten diese allgemein an die Mitarbeitsbereitschaft der Gefangenen und die Freistel-
lung aus der Haft als Pendant zum früheren Urlaub an eine Arbeitstätigkeit im Voll-
zug gekoppelt sein (§§ 12 Abs. 1 S. 1 Nr. 2, 40, 41 Abs. 1 HmbStVollzG a. F.390 

In zeitlicher Hinsicht sollten Lockerungen nicht früher als 18 Monate vor der 
Entlassung bzw. nach zehn Jahren verbüßter Freiheitsstrafe zulässig sein (§ 12 
Abs. 2 Nr. 2 HmbStVollzG a. F.).391 Beide Regelungen wurden mit der Novellie-
rung gestrichen; von einer Mindestverbüßungsdauer war überhaupt keine Rede 
mehr.392 Allerdings sollten Lockerungen bei Verstoß gegen die Mitwirkungspflicht 
des Gefangenen versagt werden dürfen (§ 12 Abs. 2 HmbStVollzG n. F.).393 

Beim ersten Hamburger Strafvollzugsgesetz waren Einschränkungen bei der 
Lockerungsgewährung ein Hauptstreitpunkt zwischen Regierung und Opposition. 

 
383  So die Abg. Spethmann (CDU) in Bürgerschaft (HH), Plenarprotokoll 18/85, 05.07.2007, S. 4535, 

die auch eine sog. »Sozialromantik des offenen Vollzugs« kritisierte und »Freiheits-« mit »Ge-
fängnisstrafe« gleichsetzte. 

384  Bürgerschaft (HH), Drs. 18/6490, S. 2, 9. Zustimmend Arloth (Anm. 17), S. 131 f. 
385  Vgl. Bürgerschaft (HH), Drs. 19/2533, S. 2. 
386  Bürgerschaft (HH), ebd. 
387  Vgl. Bürgerschaft (HH), Bericht des Rechtsausschusses, Drs. 19/3295, S. 5. 
388  Bürgerschaft (HH), a. a. O., S. 7. 
389  Vgl. die Äußerung des Justizsenators Lüdemann, in Bürgerschaft (HH), PlP 18/85, S. 4540 sowie 

die Äußerung des Abg. Trepoll, in Bürgerschaft (HH), PlP 18/95, S. 5033. 
390  Bürgerschaft (HH), Drs. 18/6490, S. 3, 35. 
391  Bürgerschaft (HH), a. a. O., S. 10. 
392  Vgl. Bürgerschaft (HH), Drs. 19/3295, S. 53. 
393  Dazu Bürgerschaft (HH), a. a. O., S. 2. Kritisch Bürgerschaft (HH), Antrag der Fraktion der 

SPD, Drs. 19/3510, S. 4. 
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Hessen bei unterdurchschnittlicher Missbrauchsquote rühmt.401 Diese Feststellun-
gen wurden von Opposition und Sachverständigen zum Teil als Widerspruch gese-
hen: Hessen sei bei der Gewährung von Lockerungen besonders restriktiv.402 

Die CDU/FDP-Landesregierung verwies bei der Festlegung des geschlossenen 
Vollzugs als Regelvollzugsform auf die Notwendigkeit, »Gefangene von ihren bis-
herigen Lebensumständen« abzukoppeln, die »in vielen Fällen Teil der aufzuarbei-
tenden Problematiken« sei.403 Nur im geschlossenen Vollzug könnten demnach die 
»Voraussetzungen für die Verbesserung der Sozialprognose« geschaffen werden, die 
für eine Unterbringung im offenen Vollzug erforderlich seien.404 Änderungsanträge 
der Oppositionsparteien, den offenen Vollzug in Anlehnung an das Strafvollzugs-
gesetz wieder als Regelvollzugsform festzuschreiben, scheiterten.405 Die die Regie-
rung tragenden Fraktionen ließen allerdings noch ein Verfahren zur Direktauf-
nahme in den offenen Vollzug in das Gesetz schreiben.406 

§ 13 Abs. 6 HStVollzG-E sah darüber hinaus vor, dass zu lebenslanger Frei-
heitsstrafe verurteilte Gefangene vollzugsöffnende Maßnahmen mit Ausnahme von 
Ausführungen frühestens nach zehn Jahren Verbüßungsdauer und zu zeitiger Frei-
heitsstrafe verurteilte Gefangene frühestens 24 Monate vor dem voraussichtlichen 
Entlassungsdatum erhalten können.407 Von Sachverständigen wurde diese zeitliche 
Eingrenzung zum Teil als willkürlich angesehen.408 Die Norm wurde zugleich mit 
der Befürchtung verbunden, Hessen könne noch restriktiver bei der Gewährung 

 
401  LT (HE), Gesetzentwurf der Landesregierung, Drs. 18/1396, S. 2, 86. Vgl. auch die Äußerungen 

des damaligen Justizministers Hahn, LT (HE), PlP 18/27, S. 1933. 
402  So verweist Kreuzer auf den Rückgang der Unterbringungsquote im offenen Vollzug im Zeitraum 

von 1996 bis 2008 von 27,3 % auf 9,9 %, vgl. LT (HE), Stellungnahmen, Ausschussvorlage 
RIA/18/17, UJV/18/5, S. 4 f. Vgl. auch die Äußerungen des Abg. Wilken (Linke), LT (HE), 
PlP 18/27, S. 1938. 

403  LT (HE), Drs. 18/1396, S. 84. 
404  LT (HE), ebd. Befürwortend unter Verweis auf die langjährige Vollzugspraxis die Generalstaats-

anwaltschaft Frankfurt am Main, der Leiter der Justizvollzugsanstalt Frankfurt am Main IV, der 
Leiter der Amtsanwaltschaft Frankfurt am Main sowie der Leiter der Justizvollzugsanstalt Kassel 
I, LT (HE), Ausschussvorlage RIA/18/17, UJV/18/5, S. 151 f., 308 f., 315, 332. Kritisch dage-
gen die Stellungnahmen des Sachverständigen Winchenbach, von ver.di, der Hessischen Strafver-
teidigervereinigung, der katholischen Bischöfe, der Bewährungshilfe, des Sachverständigen Alb-
recht, der Bundesvereinigung der Anstaltsleiter sowie des Sachverständigen Pollähne, LT (HE), 
a. a. O., S. 13 f., 35, 49, 73, 79, 84, 89, 124, 350. 

405  Vgl. LT (HE), Änderungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, Drs. 18/2196, S. 1 ff.; 
LT (HE), Änderungsantrag der Fraktion Die Linke, Drs. 18/2403, S. 2. Bewusst auf eine solche 
Festlegung verzichtend dagegen LT (HE), Gesetzentwurf der Fraktion der SPD, Drs. 18/2323, 
S. 59. 

406  Vgl. LT (HE), Änderungsantrag der Fraktionen von CDU und FDP, Drs. 18/2380, S. 1 ff.; LT 
(HE), Beschlussempfehlung und Bericht, Drs. 18/2426, S. 2. 

407  LT (HE), Drs. 18/1396, S. 10. 
408  Vgl. die Ausführungen des Sachverständigen Winchenbach, der Hessischen Strafverteidigerver-

einigung, der Bundesvereinigung der Anstaltsleiter sowie des Deutschen Richterbundes, LT 
(HE), Ausschussvorlage RIA/18/17, UJV/18/5, S. 14 f., 50, 124, 143 f. 
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die Stimmen von Sozialdemokraten und Grünen nach zweiter Lesung im Landtag 
verabschiedet.427 Es trat zum 1. Januar 2008 in Kraft.428 

7. Strafvollzugsgesetz des Landes Nordrhein-Westfalen 
Die im Regierungsentwurf für ein nordrhein-westfälisches Strafvollzugsgesetz vor-
gesehene Gleichordnung von offenem und geschlossenem Vollzug wurde vom zu-
ständigen Fachminister als »richtig« bezeichnet und von der Mehrheit der Sachver-
ständigen in der Ausschussanhörung befürwortet.429 Begründet wurde dieser Um-
stand mit der »zu keiner Zeit Realität gewordenen« Regelung des Bundesstrafvoll-
zugsgesetzes.430 Damit wurde die Rechtslage der Vollzugspraxis angepasst. 

Zugleich wurde die besondere Bedeutung des offenen Vollzuges in Nordrhein-
Westfalen herausgestellt.431 Auch nach dem neuen Landesgesetz sollte die Entlas-
sung von Strafgefangenen im Regelfall aus dem offenen Vollzug heraus erfolgen.432 
Sofern Gefangene nicht in den offenen Vollzug verlegt werden, stellte der Regie-
rungsentwurf an diese ablehnende Entscheidung erhöhte Begründungs- und Doku-
mentationspflichten.433 

Kritisch wurde auch in Nordrhein-Westfalen die in § 54 Abs. 4 StVollzG-E 
NRW vorgesehene Mindestverbüßungsdauer von zehn Jahren für zu lebenslanger 
Freiheitsstrafe verurteilte Gefangene vor dem ersten Langzeitausgang gesehen.434 

 
427  LT (NI), PlP 15/134, S. 16087. 
428  Gesetz zur Neuregelung des Justizvollzugs in Niedersachsen v. 14.12.2007, GVBl. (NI) 2007, 

S. 720 ff. 
429  Landtag Nordrhein-Westfalen, Plenarprotokoll 16/75, 17.12.2014, S. 7703 f.; Ullmann, Kurze 

Stellungnahme zum Fragenkatalog des Rechtsausschusses und des Ausschusses für Frauen, 
Gleichstellung und Emanzipation, LT (NW), Stellungnahme 16/1859, S. 1; Schöch, Stellung-
nahme zur Anhörung des Rechtsausschusses und des Ausschusses für Frauen, Gleichstellung 
und Emanzipation, LT (NW), Stellungnahme 16/1839, S. 2 Kritisch dagegen Katholisches Büro 
Nordrhein-Westfalen, Stellungnahme zum Gesetzentwurf der Landesregierung, LT (NW), Stel-
lungnahme 16/1857, S. 4; Landesarbeitsgemeinschaft der Psychologinnen und Psychologen im 
Justizvollzug des Landes NRW e. V., Fragenkatalog zur Anhörung des Rechtsausschusses zum 
Gesetz zur Regelung des Vollzuges der Freiheitsstrafe, LT (NW), Stellungnahme 16/1861, S. 2. 

430  LT (NW), Drs. 16/5413, S. 273, 94 f. 
431  LT (NW), a. a. O., S. 73; LT (NW), PlP 16/75, S. 7703 f.; Schöch (Anm. 429), S. 2. 
432  Vgl. LT (NW), Drs. 16/5413, S. 73, 95. 
433  LT (NW), a. a. O., S. 94. 
434  LT (NW), Änderungsantrag der Fraktion der Piraten, Drs. 16/7630, S. 2, 4; Sonnen, Anhörung 

am 25.06.2014 zu den Strafvollzugsgesetzentwürfen, LT (NW), Stellungnahme 16/1894, S. 2; 
Ullmann (Anm. 429), S. 3; Feest, Stellungnahme zu den Entwürfen der Landesregierung und der 
Fraktion der CDU für ein Landesstrafvollzugsgesetz, LT (NW), Stellungnahme 16/1868, S. 6 f.; 
Schöch (Anm. 429), S. 6. Befürwortend dagegen ver.di, Landesbezirk NRW, Fachkommission 
Justizvollzug, Anhörung des Rechtsausschusses und des Ausschusses für Frauen, Gleichstellung 
und Emanzipation, LT (NW), Stellungnahme 16/1856, S. 6; Landesvereinigung des gehobenen 
Vollzugs- und Verwaltungsdienstes im nordrhein-westfälischen Justizvollzug e. V., Anhörung 
des Rechtsausschusses und des Ausschusses für Frauen, Gleichstellung und Emanzipation, LT 
(NW), Stellungnahme 16/1863, S. 8. Eine Begründung fand sich im Regierungsentwurf trotz der 
zu erwartenden Kritik jedoch nicht, vgl. LT (NW), Drs. 16/5413, S. 131 f. 
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Trotz Verlagerung der Gesetzgebungskompetenz der Strafvollzugsmaterie durch 
die Föderalismusreform auf die Länder sind die Landesgesetzgeber nicht gänzlich 
ungebunden und frei in der Konzeption von Strafvollzugsgesetzen. Im föderalen 
Mehrebenensystem müssen landesgesetzliche Regelungen vielmehr vielfältigen 
rechtlichen Bindungen durch Verfassungs- und internationales Recht sowie wissen-
schaftlichen Erkenntnissen über Sinnhaftigkeit und Wirksamkeit vollzuglicher 
Maßnahmen genügen.441 Denn das Grundgesetz verpflichtet den Gesetzgeber nach 
der Strafgefangenenentscheidung des Bundesverfassungsgerichts nicht nur zum Er-
lass eines die Maßnahmen mit Eingriffscharakter rechtfertigenden Gesetzes, son-
dern auch zur Schaffung eines wirksamen Resozialisierungskonzeptes.442 Dabei ist 
das Bundesverfassungsgericht unter Wahrung des aus dem Gewaltenteilungsgrund-
satz resultierenden legislatorischen Gestaltungsspielraumes bislang zurückhaltend, 
dem Gesetzgeber konkrete Maßnahmen vorzugeben.443 

 
441  So auch Arloth (Anm. 17), S. 129. 
442  BVerfGE 116, S. 69 (89); 98, S. 169 (200 f.); so auch bereits Krebs (Anm. 156), S. 283. 
443  Miller (Anm. 25), S. 39, 90; vgl. zum weiten Gestaltungsspielraum des Gesetzgebers BVerfGE 

98, S. 169 (201). 



















118 Drittes Kapitel: Die Grundlagen von Lockerungen und offenem Vollzug 

»Im Vollzug der Freiheitsstrafe soll der Gefangene fähig werden, künftig in sozialer 
Verantwortung ein Leben ohne Straftaten zu führen.«486 

Es dürfte sich daher als verfassungswidrig erweisen, Resozialisierungsbemühungen 
vorzeitig einzustellen, weil der Gefangene nicht veränderungsbereit oder behand-
lungsmotiviert ist. Denn die Menschenwürdegarantie des Art. 1 Abs. 1 GG kann 
nicht verwirkt werden.487 Resozialisierungsbemühungen seitens des Staates müssen 
daher unabhängig von der tatsächlichen Motivation des Gefangenen sein. 

Das Sozialstaatsprinzip lässt sich trotz seiner Normierung in Art. 20 Abs. 1 GG 
nicht bei den Staatsstrukturprinzipien verorten. Dies macht es zwar nicht zu einem 
bedeutungslosen »Programmsatz«, wohl aber zu einer Staatszielbestimmung, einem 
verpflichtenden Auftrag des Gesetzgebers, soziale Gegensätze auszugleichen und 
eine gerechte Sozialordnung zu schaffen.488 

Subjektive Rechte lassen sich dagegen aus dem Sozialstaatsprinzip nicht ablei-
ten: Das Sozialstaatsprinzip ist nämlich selbst nicht subjektives Recht, sondern Vo-
raussetzung subjektiver Rechte und führt damit zu einer weiten Einschätzungs-
prärogative des Gesetzgebers, welche Maßnahmen er in welchem Ausmaß für er-
forderlich hält, diesen sozialen Ausgleich zu schaffen.489 Bezogen auf den resoziali-
sierungsorientierten Strafvollzug ist der Gesetzgeber aufgrund des Sozialstaatsprin-
zips verpflichtet, die 

»Rahmenbedingungen für die (Re-)Sozialisierung zu schaffen, indem er Regelungen 
erläßt, welche insbesondere die menschlichen Bindungen der Strafgefangenen för-
dern, damit diese nach der Entlassung einen Anknüpfungspunkt zur Eingliederung 
finden«.490 

Dieser Befund macht bereits eine grundlegende Problematik sämtlicher normativ 
geregelter Resozialisierungsideen offenkundig: Die besten Normen führen nicht 
zum gewünschten Ergebnis, nämlich zur sozialen Eingliederung von Straftätern in 
die Gesellschaft, wenn eben diese Gesellschaft nicht aufnahmefähig oder -willig 
ist.491 Es kann daher nur Aufgabe des Staates sein, die Voraussetzungen hierfür zu 
schaffen, also den Straffälligen dazu zu befähigen, sich verantwortungsbewusst in 
soziale Gruppen einzuordnen. Dagegen ist es die Aufgabe einer Gesellschaft die 
Bereitschaft zu zeigen, auch Personen wieder in ihre Mitte zu integrieren, die sich 
gegen die Grundregeln dieser Gesellschaft gewendet haben.492 Der Staat ist insoweit 
gegenüber seinen Bürgerinnen und Bürgern jedoch darauf beschränkt, an diese zu 

 
486  Kritisch dagegen Lindemann, in: AK-StVollzG, Teil II § 2 LandesR Rdnr. 16, der hierin eine un-

zulässige Moralisierung des Resozialisierungsprozesses sieht. 
487  So zutreffend statt vieler Miller (Anm. 25), S. 47; Dürig/Klein, in: Maunz/Dürig, GG, Art. 18 

Rdnr. 29. 
488  BVerfGE 22, S. 180 (204); ausführlich Grzeszick, in: Maunz/Dürig, GG, Art. 20 VIII Rdnr. 18; 

Miller (Anm. 25), S. 86 m. w. N. 
489  Leyendecker (Anm. 65), S. 99; Miller (Anm. 25), S. 84 f. 
490  Miller, a. a. O., S. 87 f.; vgl. auch Leyendecker (Anm. 65), S. 99 m. w. N. 
491  So auch BVerfGE 35, S. 202 (235 f.). 
492  Auf diese Problematik weist in knapper Form auch Leyendecker (Anm. 65), S. 99 hin. 
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appellieren und die notwendigen Rahmenbedingungen für eine Wiedereingliede-
rung von Straftätern zu schaffen. 

Aus dem Sozialstaatsprinzip folgt daher auch der Auftrag des jeweiligen Haus-
haltsgesetzgebers, den Strafvollzug dergestalt auszustatten, wie es die Resozialisie-
rung der dort untergebrachten Straftäter erfordert. Konkret hat er die Aufgabe, die 
für eine wirksame Resozialisierung erforderlichen Personal- und Sachmittel zur Ver-
fügung zu stellen.493 Trotz dieser verfassungsrechtlichen Grundlegung gilt dieser 
Auftrag nicht schrankenlos: Schließlich muss der Haushaltsgesetzgeber alle staatli-
chen und von der Verfassung determinierten Aufgaben bewerten und die begrenz-
ten Haushaltsmittel angemessen verteilen.494 

8. Folgerungen aus dem Rechtsstaatsprinzip? 
In einer einzelnen Entscheidung leitete das Bundesverfassungsgericht den Resozia-
lisierungsauftrag auch aus dem Rechtsstaatsprinzip ab, ohne diese Neuerung in ir-
gendeiner Weise zu begründen.495 Das Rechtsstaatsprinzip, das sich aus Art. 20 
Abs. 3 GG ableitet, steht für die Bindung der öffentlichen Gewalt an das Recht. 
Ein materieller Gehalt kommt diesem Prinzip nur insoweit zu, als es zur wirksamen 
Rechtsdurchsetzung erforderlich ist. 

Ein die Resozialisierung von Straftätern bedingender materieller Gehalt des 
Rechtsstaatsprinzips ist nur bezüglich seiner begrenzenden Funktion ersichtlich. 
Diese begrenzende Funktion ist jedoch allgemeiner Teil der Grundrechtsdogmatik, 
sodass kein eigener materieller Gehalt hinsichtlich der Resozialisierung ersichtlich 
und die Herleitung des Resozialisierungsprinzips auch aus dem Rechtsstaatsprinzip 
somit nicht überzeugend ist.496 

9. Das Verhältnis zu den staatlichen Schutzpflichten 
Eine gelungene Resozialisierung ist ein Schutz vor erneuten Straftaten.497 In diesen 
Fällen werden die Rechtsgüter der Allgemeinheit folglich vor Beeinträchtigungen 
geschützt. Gleichwohl lässt sich aus der Schutzpflicht des Staates für diese Rechts-
güter kein Resozialisierungsauftrag ableiten. Schließlich wären diese Rechtsgüter 
auch durch dauerhafte Einsperrung von Straftätern geschützt.498 

 
493  BVerfGE 40, S. 276 (284); 35, S. 202 (236); Miller (Anm. 25), S. 43; Leyendecker (Anm. 65), S. 97; 

Lübbe-Wolff (Anm. 23), S. 41 m. w. N. 
494  Vgl. BVerfGE 98, S. 169 (201); 96, S. 288 (305 f.); 90, S. 107 (116); 82, S. 60 (80); zustimmend 

Leyendecker (Anm. 65), S. 99 m. w. N.; vgl. auch Calliess (Anm. 22), S. 22. 
495  Vgl. BVerfGE 103, S. 21 (39 f.). 
496  So auch Leyendecker (Anm. 65), S. 102 f.; Miller (Anm. 25), S. 91 ff. 
497  Ebenso BVerfGE 35, S. 202 (235 ff.). 
498  Auf diesen Umstand weist zutreffend Leyendecker (Anm. 65), S. 103 hin.; vgl. auch Jehle, Resozi-

alisierung und Rückfälligkeit nach Strafvollzug, in: Koop/Kappenberg (Hrsg.), Weichen gestellt 
für den Justizvollzug?, Herausforderungen und Strategien, 2016, S. 70 (89). 
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Nach überwiegender Auffassung gibt es daher keine verfassungsrechtlich statu-
ierte Mitwirkungspflicht für den Gefangenen.526 Aus der fehlenden Mitwirkung 
können jedoch Rückschlüsse für die weitere Vollzugsplanung gezogen werden. Die-
ser Umstand stellt jedenfalls ein Indiz für eine erhöhte Rückfallgefahr und damit 
auch für eine Missbrauchsgefahr im Rahmen der Prognoseentscheidung über Lo-
ckerungen, die Unterbringung im offenen Vollzug oder auch eine Aussetzungsent-
scheidung der Strafvollstreckungskammer dar.527 

cc) Der Prisonisierungseffekt: Resozialisierung in einer »totalen Institution« 
Der zwangsweise und ständige Aufenthalt in der »totalen Institution« Justizvoll-
zugsanstalt528 bewirkt in erster Linie, dass der Straftäter zunächst desozialisiert wird, 
d. h. sein gewohntes Umfeld verlassen muss, um sich den Regeln, Normen und 
Werten der »Institution JVA« zu unterwerfen.529 Dieser Umstand führt in vielen 
Fällen durchaus zunächst zur Anpassung des Gefangenen an diese neue Lebens-
wirklichkeit, um den dortigen Aufenthalt möglichst konfliktfrei überstehen zu kön-
nen. Dieser sog. (gemeinhin zunächst kritisierte) »Prisonisierungseffekt« wird in al-
ler Regel zunächst erforderlich sein, um den Gefangenen die bisherigen schädlichen 
Strukturen zu durchbrechen und ihn überhaupt resozialisieren zu können.530 

Eine vom Recht des Stärkeren beherrschte Gefangenensubkultur wird diesen 
Bemühungen jedoch regelmäßig entgegenstehen und dazu führen, dass die von die-
ser Subkultur ausgehenden negativen Einflüsse die Erreichung des Vollzugsziels 
des Gefangenen behindern.531 Die zentrale Gemeinsamkeit aller im Vollzug 
zwangsuntergebrachten Personen liegt schließlich in ihrer strafrechtlichen Vergan-
genheit, die zunächst letztlich keinen Einfluss im Sinne einer positiven Einwirkung 
auf die Umwelt bedeuten mag.532 Eine umso wichtigere Vorbildfunktion kommt an 
dieser Stelle dem Anstaltspersonal und den externen Vollzugshelferinnen und -hel-
fern zu.533 

So mag es jedenfalls für den geschlossenen Vollzug gelten. Kröber plädiert daher 
dafür, Haftaufenthalte nur so kurz wie möglich zu gestalten.534 Im offenen Vollzug 

 
526  Siehe bereits S. 114. A. A. wohl Bachmann (Anm. 24), S. 164, der in Abgrenzung zu einer Rechts-

pflicht von einer »Obliegenheit« spricht. 
527  So ausdrücklich BVerfG, Beschl. v. 11.11.2001, 2 BvR 2348/00, NStZ 2002, S. 222 (222). 
528  Der Terminus geht auf Goffman (Anm. 7) zurück; vgl. insoweit auch Radetzki (Anm. 7), S. 219. 
529  Meier, Strafrechtliche Sanktionen, 5. Aufl. 2019, S. 88. 
530  Kritisch jedoch Meier, ebd.; vgl. zum Erfordernis einer inneren Einstellungsänderung des Gefan-

genen Kröber, Leugnen der Tat und Tatbearbeitung in der prognostischen Begutachtung, FPPK 
2010, S. 32 (34). 

531  Meier (Anm. 529), S. 88; eingehend zu dieser Problematik Laubenthal (Anm. 22), Rdnr. 224 ff. 
m. w. N. 

532  Laubenthal, a. a. O., Rdnr. 144; Freimund (Anm. 11), S. 13. 
533  Entsprechend wird deren Bedeutung in durchweg allen Strafvollzugsgesetzen herausgestellt, vgl. 

nur §§ 154 ff. StVollzG. 
534  Kröber, Unbefristeter Freiheitsentzug und Lockerungen, FPPK 2010, S. 1 (1). 
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b) Art. 2 BayStVollzG 
Art. 2 BayStVollzG kehrt die bekannte Reihenfolge von Resozialisierung und Si-
cherungsauftrag unter der Überschrift »Aufgaben des Vollzugs« im Wortlaut der 
Norm um: »Der Vollzug der Freiheitsstrafe dient dem Schutz der Allgemeinheit vor 
weiteren Straftaten. Er soll die Gefangenen befähigen, künftig in sozialer Verant-
wortung ein Leben ohne Straftaten zu führen (Behandlungsauftrag).« Daraus schlie-
ßen die überwiegenden Stimmen in der Literatur, dass das Verhältnis von Resozia-
lisierung und Sicherungsauftrag ebenfalls in der Rechtsanwendung umzukehren 
und dem Sicherungsauftrag folglich der Vorrang einzuräumen sei.559 

Historisch betrachtet mutet diese Umformulierung in der Tat im Vergleich mit 
der Rechtslage unter § 2 StVollzG befremdlich an und könnte zu der vorbezeich-
neten Auslegung verleiten, ist doch erklärtes Ziel des deutschen Strafvollzuges die 
Wiedereingliederung seiner »Klienten« in die Gesellschaft, auch wenn gewisse rest-
riktivere Tendenzen des bayrischen Strafvollzuges seit jeher offenkundig sind. 

In der Gesetzesbegründung heißt es jedoch, eine Veränderung der materiellen 
Rechtslage sei gegenüber § 2 StVollzG nicht beabsichtigt (wobei der bayrische Ge-
setzgeber davon ausgeht, dass § 2 StVollzG eine Gleichrangigkeit von Resozialisie-
rung und Sicherungsauftrag voraussetzt).560 Für eine solche Gleichrangigkeit spricht 
letztlich auch die amtliche Überschrift des Art. 2 BayStVollzG, der gleichsam mit 
»Aufgaben des Vollzugs« überschrieben ist. In Anbetracht des dokumentierten ge-
setzgeberischen Willens und des Wortlauts ist daher von einer Gleichrangigkeit von 
Resozialisierung und Vollzugsaufgabe im Bayerischen Strafvollzugsgesetz auszuge-
hen.561 

c) § 2 HmbStVollzG 
Unter der Überschrift »Aufgaben des Vollzuges« stellt § 2 HmbStVollzG Resozia-
lisierung und Sicherungsauftrag auf dieselbe Stufe, wofür schon der Wortlaut des 
§ 2 S. 2 HmbStVollzG n. F. 

»Gleichermaßen hat er die Aufgabe, die Allgemeinheit vor weiteren Straftaten zu 
schützen.« 

spricht.562 Fast schon rechtfertigend schiebt § 2 S. 3 HmbStVollzG hinterher:  

 
559  Calliess/Müller-Dietz, StVollzG, § 2 Rdnr. 19; Jehle, in: Schwind/Böhm/Jehle/Laubenthal, 

StVollzG, Kap. 1 C Rdnr. 13; Lindemann, in: AK-StVollzG, Teil II § 2 LandesR Rdnr. 6 ff.; Neu-
bacher, in: Laubenthal/Nestler/Neubacher/Verrel, StVollzG, Abschn. B Rdnr. 36; Schaerff 
(Anm. 550), S. 200. 

560  LT (BY), Drs. 15/8101, S. 49. 
561  So auch BayVerfGH, Entsch. v. 12.05.2009, Vf. 4-VII/08, NJOZ 2009, S. 2540 (2543 f.); Arloth, 

in: Arloth/Krä, Art. 3 BayStVollzG Rdnr. 1; Fährmann (Anm. 508), S. 195 ff.; Figgen (Anm. 558), 
S. 121; Koranyi (Anm. 64), S. 239. 

562  Jehle, in: Schwind/Böhm/Jehle/Laubenthal, StVollzG, Kap. 1 C Rdnr. 13; Lindemann, in: AK-
StVollzG, Teil II § 2 LandesR Rdnr. 6 ff.; Figgen (Anm. 558), S. 121; dies entspricht auch der 
erklärten gesetzgeberischen Intention, vgl. nur Steffen (Anm. 13), S. 272. 
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Interessant in diesem Zusammenhang ist daher der vom XII. Internationalen Kon-
gresses für Strafrecht und Gefängniswesen bereits im Jahre 1950 erarbeitete Ansatz, die 
Unterbringung in offenen Anstalten nicht von der Eignung des Gefangenen, son-
dern vielmehr von den Erfolgsaussichten seiner Resozialisierung in einer solchen 
Einrichtung abhängig zu machen.599 Hierzu wären keine Risikoabwägungen erfor-
derlich, die für den jeweiligen Entscheidungsträger mit disziplinar- und strafrechtli-
chen Risiken verbunden sind. Allerdings, und dieses Argument macht den Ansatz 
der Kongressteilnehmenden sogleich zunichte, erscheint es mit Blick auf die staat-
lichen Schutzpflichten für die Rechtsgüter der Allgemeinheit, mithin die öffentliche 
Sicherheit, schlichtweg unverantwortlich, mitunter gefährliche Straftäter600 ohne 
jede Überprüfung der jeweiligen Eignung im offenen Vollzug unterzubringen. Da-
her bestehen auch erhebliche Zweifel an der verfassungsrechtlichen Zulässigkeit, 
die jedoch keiner näheren Betrachtung bedürfen, da kein Bundesland der Bundes-
republik Deutschland einen solchen Ansatz wählte. 

II. Vollzugsgestaltungsgrundsätze 

Aus der eingangs zitierten Äußerung Radbruchs zu den Resozialisierungsmöglich-
keiten in einer totalen Institution (auch wenn er diesen Terminus freilich nicht 
nutzte) wurde bereits die Schwierigkeit deutlich, einen Gefangenen in Unfreiheit 
zum Leben in Freiheit zu erziehen.601 Zur Konkretisierung des Vollzugsziels der 
Resozialisierung kannte daher schon § 3 StVollzG drei Vollzugsgestaltungsgrund-
sätze: den Angleichungsgrundsatz, den Gegensteuerungsgrundsatz sowie den In-
tegrationsgrundsatz. All diese Gestaltungsprinzipien haben auch Eingang in sämtli-
che Landesgesetze gefunden.602 Mit Ausnahme Bayerns und Niedersachsens wur-
den die Grundsätze in den Ländern gar erweitert, was für die vorliegende Bearbei-
tung allerdings keiner näheren Betrachtung bedarf.603 

Hierbei handelt es sich indes schon begrifflich lediglich um Grundsätze, Minimal-
voraussetzungen, die für einen erfolgreichen Resozialisierungsprozess unabdingbar 
sind.604 Aus diesen lassen sich keine justitiablen subjektiven Rechte ableiten: Sie 
richten sich vielmehr an die Vollzugsbehörden und sollen diesen als Auslegungs-
hilfe für unbestimmte Rechtsbegriffe und zur Ermessenssteuerung dienen.605 

 
599  Würtenberger (Anm. 82), S. 89. 
600  Verwiesen sei nur auf die Rückfallstudie von Jehle et al., Legalbewährung nach strafrechtlichen 

Sanktionen, Eine bundesweite Rückfalluntersuchung 2010 bis 2013 und 2004 bis 2013, 2016. 
601  Vgl. insoweit S. 37. Ähnlicher Problemaufriss bei Jehle, in: Schwind/Böhm/Jehle/Laubenthal, 

StVollzG, Kap. 1 D Rdnr. 3. 
602  Positiv hervorhebend Feest/Lesting/Lindemann, in: AK-StVollzG, Einl. Rdnr. 27. 
603  Eingehend hierzu Feest/Lesting, in: AK-StVollzG, Teil II § 3 LandesR Rdnr. 47 f. 
604  Calliess/Müller-Dietz, StVollzG, § 3 Rdnr. 1 leitet die Grundsätze aus der Menschenwürde ab. 
605  KG, Beschl. v. 10.06.2009, 2 Ws 510/08, NStZ-RR 2009, S. 388 (390); Arloth, in: Arloth/Krä, 

§ 3 StVollzG Rdnr. 1; Calliess/Müller-Dietz, StVollzG, § 3 Rdnr. 2; Jehle, in: Schwind/Böhm/
Jehle/Laubenthal, StVollzG, Kap. 1 D Rdnr. 2; Kaiser/Schöch (Anm. 11), § 3 Rdnr. 60; Laubenthal 
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I. Europarecht 

Eine allgemein hohe Bedeutung in der Gesetzgebung kommt dem Recht der Euro-
päischen Union642 zu, der die Bundesrepublik Deutschland gemäß Art. 23 Abs. 1 
GG beigetreten ist. Nach dem Prinzip der begrenzten Einzelermächtigung gemäß 
Art. 4 Abs. 1, Art. 5 Abs. 1, 2 EUV643 ist die EU jedoch nur in Bereichen befugt 
tätig zu werden, für die ihr durch die Verträge ausdrücklich die Kompetenz zuge-
billigt wurde.644 In den Kompetenzkatalogen der Art. 3 ff. AEUV645 findet sich je-
doch keine Kompetenz für das Gebiet des Strafvollzuges. 

Generell sind die Mitgliedstaaten der Europäischen Union zurückhaltend, was 
die Übertragung von Kompetenzen auf Gebiete, die wie die Strafrechtspflege zum 
Kernbereich der Staatlichkeit gezählt werden, betrifft. Dies offenbart sich schon an 
den Vetomöglichkeiten der Art. 82 Abs. 3, 83 Abs. 3 AEUV und dem Vorbehalt, 
dass »grundlegende Aspekte der Strafrechtsordnung« betroffen sein müssen. Das 
Unionsrecht beschränkt sich daher auf die gegenseitige Anerkennung strafrechtli-
cher Verurteilungen sowie einheitliche Verfahrens- und materielle Standards 
(Art. 82 f. AEUV).646 Auf nicht-judizieller Ebene kommt es darüber hinaus zu Ver-
gleichsstudien zwischen den Mitgliedsstaaten (insbesondere bezogen auf men-
schenwürdige Haftbedingungen) und einzelne Resozialisierungsprojekte.647 

Auch die Charta der Grundrechte der Europäischen Union648 ist gemäß Art. 51 Abs. 1 
EuGrCh ausschließlich »für die Organe und Einrichtungen der Europäischen 
Union«, nicht hingegen für die Mitgliedstaaten wie etwa Deutschland verbindlich. 
Zum Strafvollzug existieren demnach auf der Ebene der Europäischen Union we-
der Rechtssätze noch eine Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes. 

II. Internationaler Pakt über bürgerliche und politische Rechte (1966) 

Bei dem Internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte handelt es sich um einen 
völkerrechtlichen Vertrag, der über das entsprechende Transformationsgesetz ge-
mäß Art. 59 Abs. 2 S. 1 GG innerstaatlich im Range eines einfachen Bundesgeset-
zes steht.649 Es fehlt jedoch an einem wirksamen überstaatlichen Rechtsschutz.650 
Zur Geltung gelangt der IPBPR daher nur mittelbar, wenn dieser von der nationalen 
Rechtsprechung berücksichtigt wird. 

 
642  Ausführlicher Überblick zur historischen Entwicklung Haratsch/Koenig/Pechstein, Europarecht, 

8. Aufl. 2012, Rdnr. 7 ff. 
643  Vertrag über die Europäische Union, ABl. (EU) 2016, S. 13 ff. 
644  Haratsch/Koenig/Pechstein (Anm. 642), Rdnr. 153 f. 
645  Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, ABl. (EU) 2016, S. 47 ff. 
646  Vgl. dazu Haratsch/Koenig/Pechstein (Anm. 642), Rdnr. 1049 ff. 
647  Vgl. hinsichtlich dieses Aspekts Europäische Kommission, KOM(2011) 327, S. 12 f. 
648  Charta der Grundrechte der Europäischen Union, ABl. (EU) 2016, S. 389 ff. 
649  Neubacher, in: Laubenthal/Nestler/Neubacher/Verrel, StVollzG, Abschn. A Rdnr. 41. 
650  Vgl. dazu Neubacher, Der internationale Schutz von Menschenrechten Inhaftierter durch die Ver-

einten Nationen und den Europarat, ZfStrVo 1999, S. 210 (212). 
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1. Rechtsnatur und Bindungswirkung 
Bei der Europäischen Menschenrechtskonvention handelt es sich um einen völker-
rechtlichen Vertrag, den die Bundesrepublik Deutschland im Jahre 1952 ratifizierte. 
Die Konvention steht zwar gemäß Art. 59 Abs. 2 S. 1 GG formal lediglich im 
Range eines einfachen Bundesgesetzes in der deutschen Normenhierarchie.658 Das 
Bundesverfassungsgericht allerdings leitet indessen aus einer Gesamtschau der Prä-
ambel des Grundgesetzes sowie der Art. 25, 59 Abs. 2 GG in ständiger Rechtspre-
chung die sog. »Völkerrechtsfreundlichkeit«659 des Grundgesetzes ab: Danach ste-
hen internationale Rechtsnormen zwar nicht über dem Grundgesetz. Bei mehreren 
Auslegungsmöglichkeiten des deutschen Rechts ist allerdings jene zu wählen, die 
mit dem Völkerrecht und der internationalen Rechtsprechung vereinbar ist.660 Diese 
Rechtsprechung ist Grundlage einer völkerrechtsfreundlichen oder auch konventi-
onskonformen Auslegung des deutschen Rechts.661 

Die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte ist 
demgegenüber für die widerstreitenden Parteien des jeweiligen Einzelfalls verbind-
lich; Rechtsverletzungen sind gemäß Art. 46 Abs. 1 EMRK unmittelbar abzustellen 
und es sind darüber hinausgehend innerstaatlich Vorkehrungen zu treffen, um er-
neute Menschenrechtsverstöße präventiv zu verhindern.662 

2. Regelungsgehalt 
Die zentrale Norm der Europäischen Menschenrechtskonvention für den Strafvoll-
zug bildet Art. 3 EMRK, der das Verbot, Folter oder andere unmenschliche oder 
erniedrigende Strafe oder Behandlung anzuwenden, postuliert. Konkrete Aussagen 
zu Lockerungsmaßnahmen oder der Unterbringung im offenen Vollzug enthält die 
Europäische Menschenrechtskonvention allerdings nicht, zu groß sind hier die Un-
terschiede zwischen den Mitgliedsstaaten.663 Zugleich statuiert Art. 5 Abs. 1 S. 1 
EMRK ein Recht des Einzelnen auf Freiheit und Sicherheit, wobei die Freiheit 
durch eine gerichtliche Verurteilung entzogen werden darf (Art. 5 Abs. 1 S. 2 lit. a) 

 
658  BVerfGE 128, S. 326 (367); 111, S. 307 (316 f.); 82, S. 106 (120); 74, S. 358 (370). 
659  BVerfGE 111, S. 307 (319). 
660  Dazu zusammenfassend Will, Völkerrecht und nationales Recht, Dogmatische Grundlagen und 

konkrete Ausgestaltung am Beispiel der deutschen Verfassungsordnung, Jura 2015, S. 1164 
(1168). 

661  Vgl. zusammenfassend zu den Grenzen Lübbe-Wolff (Anm. 23), S. 27. 
662  Vgl. hierzu Koranyi (Anm. 64), S. 57 m. w. N. 
663  So die Feststellung des EGMR, Urt. v. 03.04.2012, Nr. 37575/04, Rdnr. 102 �Å Boulois v. Luxem-

burg; ebenso Müller-Dietz, Europäische Perspektiven des Strafvollzugs, in: Feltes (Hrsg.), Krimi-
nalpolitik und ihre wissenschaftlichen Grundlagen, Festschrift für Professor Dr. Hans-Dieter 
Schwind zum 70. Geburtstag, 2006, S. 621 (628); Neubacher (Anm. 650), S. 214; Pollähne, Interna-
tionale Standards gegen föderalen Wildwuchs?, Neue Perspektiven für das Jugendstrafvollzugs-
recht nach der BVerfG-Entscheidung, StV 2007, S. 553 (554). 
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In Mastromatteo v. Italy begehrten der Vater eines von zwei sich auf einem Aus-
gang aus einer Haftanstalt befindlichen Personen getöteten Mannes Schmerzens-
geld vom italienischen Staat aufgrund der staatlichen Schutzpflicht für das Leben, 
die durch die Gewährung dieser Lockerungsmaßnahme verletzt worden sei. Der 
Europäische Gerichtshof für Menschenrechte stellte jedoch fest, dass eine Verlet-
zung von Art. 2 EMRK nicht vorliege.671 Ausgerechnet der italienische Richter am 
EGMR, Giovanni Bonello, forderte jedoch in seiner abweichenden Meinung eine 
verschuldensunabhängige Haftung des Staates, um das Risiko, das aus den im Inte-
resse der Allgemeinheit gewährten Vollzugslockerungen erwächst, zu »sozialisie-
ren«: 

»For the balancing of appropriate values to have any equitable meaning at all, I 
would want the re-socialisation of the criminal to go hand in hand with the sociali-
sation of the risk.«672 

Offene Vollzugsformen selbst wurden indes nicht per se für unzulässig befunden.673 
Nach Koranyi messe der EGMR dem Resozialisierungsgedanken eine hohe Bedeu-
tung bei, ohne sich zu der Frage positioniert zu haben, ob diesem gegenüber der 
Sicherungsfunktion dieselbe oder gar eine höhere Bedeutung beizumessen sei.674 

Der Schutz der Familie in Art. 8 EMRK gebiete zudem, dass die Vollzugsbe-
hörde einem Gefangenen die Teilnahme an der Beerdigung eines Elternteils, zu-
mindest in Begleitung von Vollzugsbeamten, ermöglichen müsse.675 

Eine weitergehende explizite Rechtsprechung zu Lockerungen oder dem offe-
nen Vollzug ist dagegen nicht existent. Die umfängliche Rechtsprechung des Euro-
päischen Gerichtshofs für Menschenrechte, dem sich immerhin Staaten wie Russ-
land und die Türkei jedenfalls formal unterworfen haben, befasst sich insbesondere 
mit einer menschenrechtskonformen Unterbringung und Grundversorgung der In-
haftierten.676 

 
671  EGMR, Urt. v. 24.10.2002, Nr. 37703/97, Rdnr. 79 �Å Mastromatteo v. Italy. 
672  Abweichende Meinung des Richters Bonello zu EGMR, Urt. v. 24.10.2002, Nr. 37703/97, 

Rdnr. 9 �Å Mastromatteo v. Italy: »Damit der Ausgleich angemessener Werte überhaupt eine ge-
rechte Bedeutung hat, möchte ich, dass die Resozialisierung des Verbrechers mit der Sozialisie-
rung des Risikos einhergeht.« 

673  EGMR, Urt. v. 24.10.2002, Nr. 37703/97 �Å Mastromatteo v. Italy. 
674  Koranyi (Anm. 64), S. 105. 
675  EGMR, Urt. v. 12.11.2002, Nr. 26761/95 �Å �3�â�R�V�N�L v. Poland. 
676  Ähnlicher Ansatz bei Pollähne (Anm. 663), S. 554. Vgl. hierzu auch die überblicksartige Darstel-

lung bei Pohlreich, Die Rechtsprechung des EGMR zum Vollzug von Straf- und Untersuchungs-
haft, NStZ 2011, S. 560 ff. 
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4. Europäische Strafvollzugsgrundsätze 
Die Europäischen Strafvollzugsgrundsätze (European Prison Rules) des Europarats über-
nahmen 1973 die Mindestgrundsätze der Vereinten Nationen für die Behandlung 
von Gefangenen. 2006 fasste der Europarat diese vollständig neu.677  

Die Europäischen Strafvollzugsgrundsätze sollen Grundlage für eine men-
schenwürdige, rechts- und sozialstaatliche Vollzugsgestaltung sein. Der Europarat 
legt sich darin zwar durch Ziff. 6 sowie Ziff. 102.1 auf das Ziel der sozialen Wie-
dereingliederung der Delinquenten fest, schweigt sich zum offenen Vollzug jedoch 
aus. Im Übrigen ist in Ziff. 103.6 lediglich festgelegt: »Es sind verschiedene Arten 
von Urlauben vorzusehen, die integrierter Bestandteil des allgemeinen Strafvollzu-
ges sind.« Nach Ziff. 24.7 soll Gefangenen darüber hinaus aus »humanitären Grün-
den«, etwa um einer Beerdigung naher Verwandter beiwohnen zu können, erlaubt 
werden, die Justizvollzugsanstalt in oder ohne Begleitung von Justizbediensteten zu 
verlassen. 

Erst über die Empfehlungen des Europarates zu Vollzugslockerungen werden einheitli-
che Kriterien für die Entscheidung über Vollzugslockerungen postuliert: So sollen 
die Tatumstände, die Dauer der bereits verbüßten Freiheitsstrafe, die persönlichen 
Umstände des Gefangenen, namentlich seine familiären und sozialen Bindungen, 
sein vollzugliches Verhalten und das von ihm ausgehende Rückfallrisiko berück-
sichtigt werden.678 Damit wird in diesen Grundsätzen die Möglichkeit für Vollzugs-
lockerungen implizit vorausgesetzt. 

Die Europäischen Strafvollzugsgrundsätze sind jedoch ebenso soft law wie die 
Nelson-Mandela-Rules, sodass sie für die Bundesrepublik Deutschland keine recht-
liche Bindungswirkung, sondern im Rahmen der Auslegung des einfachen Rechts 
lediglich Indizwirkung für Völkerrechtsverstöße entfalten und auch vom Europäi-
schen Gerichtshof für Menschenrechte als Auslegungshilfe in Konkretisierung der 
Europäischen Menschenrechtskonvention dienen.679 Müller-Dietz hält dies aller-
dings nicht für ausreichend. Er sieht die Gefahr, dass die Europäischen Strafvoll-
zugsgrundsätze dadurch zu einer »plakativen Demonstration des guten Willens« 
verkommen.680 

Überprüft wird die Einhaltung der Vorgaben durch das CPT, das Committee for 
the Prevention of Torture (Europäisches Komitee zur Verhütung von Folter und unmenschlicher 

 
677  Neubacher, in: Laubenthal/Nestler/Neubacher/Verrel, StVollzG, Abschn. A Rdnr. 45. Vgl. im 

Detail zur Entstehung von Empfehlungen des Europarats Hartmann (Anm. 469), S. 83 f. 
m. w. N. 

678  Vgl. Europarat, Recommendation R(82)16 of the Committee of Ministers to Member States on 
Prison Leave, 1982 (abgedruckt bei Kerner/Czerner (Anm. 657), S. 67 f.). Koranyi (Anm. 64), S. 116 
leitet dagegen bereits aus der Gesamtschau der European Prison Rules eine Notwendigkeit voll-
zugsöffnender Maßnahmen ab. 

679  Europäische Kommission, KOM(2011) 327, S. 13; Kerner/Czerner (Anm. 657), S. 7; Dünkel 
(Anm. 656), S. 141; Neubacher (Anm. 650), S. 214 m. w. N. 

680  Müller-Dietz (Anm. 663), S. 628; optimistischer dagegen Neubacher (Anm. 650), S. 214; Pollähne 
(Anm. 663), S. 557. 
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nahme der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts) und aufgrund der Lan-
desgesetzgebung infolge der Föderalismusreform als schwierig.686 Gleichwohl fin-
det sich dieser internationale Minimalkonsens zu offenem Vollzug und Vollzugslo-
ckerungen bereits in der verfassungsgerichtlichen Judikatur, aber auch der Strafvoll-
zugsgesetzgebung der Bundesrepublik Deutschland wieder, indem diese Bestandteil 
des resozialisierungsorientierten Strafvollzuges und Gegenstand der Rechtsfindung 
sind.687 Weitergehende Vorgaben bestehen indes nicht. 

D. Der Prüfungsmaßstab für den offenen Vollzug und Lockerungen 
Es wurde bereits verfassungsrechtlich hergeleitet, inwieweit das Resozialisierungs-
grundrecht, die staatliche Schutzpflicht für die Rechtsgüter Dritter sowie der staat-
liche Strafanspruch im Wege praktischer Konkordanz schonend in Ausgleich zu 
bringen sind, wenn über Lockerungsmaßnahmen oder den offenen Vollzug zu ent-
scheiden ist. Aufgrund der verfassungsrechtlichen Gleichrangigkeit dieser drei As-
pekte wäre es unzulässig, einem dieser Güter regelmäßig den Vorrang einzuräu-
men.688 

Zwar sah das Bundesverfassungsgericht den Prüfungsmaßstab des § 11 Abs. 2 
StVollzG, wonach Lockerungen nur bei nicht zu befürchtender Flucht und Strafta-
ten gewährt werden dürften, in älterer Rechtsprechung als verfassungsgemäß an.689 
Ob dies auch heute noch der Fall wäre, erscheint zumindest fraglich. Denn mit den 
Jahren verschob sich das Ungleichgewicht zu Lasten der Resozialisierung innerhalb 
der verfassungsgerichtlichen Rechtsprechung: So gewinnt das Resozialisierungsin-
teresse besonders bei langjährig Inhaftierten zunehmend an Gewicht gegenüber den 
Interessen der Rechtsgemeinschaft, höhere Risiken sind sodann freilich hinzuneh-
men.690 

Dabei dürfte offensichtlich sein, dass der Fluchtanreiz kurz vor der Entlassung 
geringer zu gewichten ist als zu Beginn einer zehnjährigen Haftstrafe. Am Anfang 
mag eine mittelgradige Fluchtgefahr noch unvertretbar erscheinen, zum Ende einer 
langjährigen Haftstrafe ist die ausstehende Strafverbüßung jedoch geringer als zu 

 
686  Auf diesem Umstand weist treffenderweise Goerdeler, a. a. O., S. 105 hin. Einen entsprechenden 

Appell formuliert jedoch Pollähne (Anm. 663), S. 558. 
687  In diesem Sinne auch Dünkel (Anm. 564), S. 213 ff. 
688  Siehe bereits S. 123. 
689  BVerfG, Beschl. v. 01.04.1998, 2 BvR 1951/96, NStZ 1998, S. 430 (431); Beschl. v. 06.10.1981, 

2 BvR 1190/80, NStZ 1982, S. 83. 
690  Vgl. BVerfGE 117, S. 71 (91); 109, S. 133 (150 f.); 98, S. 169 (200); 70, S. 297 (313); 64, S. 261 

(277); 45, S. 187 (237); BVerfGK 20, S. 307 (312); 19, S. 306 (315); 17, S. 459 (462); BVerfG, 
Beschl. v. 04.05.2015, 2 BvR 1753/14; Beschl. v. 10.09.2008, 2 BvR 719/08, FS 2011, S. 252; 
Beschl. v. 22.03.1998, 2 BvR 77/97, NJW 1998, S. 2202 (2204); Beschl. v. 13.12.1997, 2 BvR 
1404/96, NJW 1998, S. 1133 (1135); Beschl. v. 12.11.1997, 2 BvR 615/97, NStZ-RR 1998, 
S. 121 (122). 
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wird.724 Folglich ist es als Freiheitsentziehung im jedenfalls historisch vorgefunde-
nen Sinne legitim. 

b) Erforderlichkeit des Mittels 
Das Mittel, vorliegend also die Unterbringung im geschlossenen Vollzug, müsste 
überdies erforderlich sein, um die angestrebten Zwecksetzungen zu erreichen. Es 
wäre demnach unzulässig, wenn es ein anderes, gleich geeignetes, aber milderes Mit-
tel zur Zweckerreichung gäbe.725 Dem Gesetzgeber kommt dabei mit Blick auf die 
Gewaltenteilung ein verfassungsrechtlich nicht zu beanstandender weiter Einschät-
zungsspielraum zu.726 

aa) Übelszufügung 
Fraglich ist, worin das mit der Freiheitsstrafe verbundene Strafübel727 konkret zu 
erblicken ist und ob ein solches Strafübel auch bei einer Unterbringung im offenen 
Vollzug zugefügt wird. Dahinter steht die Frage, wie viel Freiheitsentziehung erfor-
derlich ist, damit der Strafvollzug seinen Strafcharakter nicht verliert, schließlich 
wird der Freiheitsentzug nicht nur als erheblicher Rechtseingriff, sondern vor allem 
als Zufügung eines solchen Übels verstanden, das letztlich nur dem Straftäter zuteil 
werden dürfe.728 Geiger sieht die Übelszufügung insofern als »Mittel der Strafe«.729 

(1) Anknüpfung: Der offene Vollzug als geringere Übelszufügung? 
In Teilen der Literatur wird in der Gewährung von Vollzugslockerungen oder auch 
der Unterbringung im offenen Vollzug eine (unzulässige?) geringere Übelszufügung 
als bei einer strikten Unterbringung im geschlossenen Vollzug gesehen.730 So stellte 

 
724  BVerfGE 33, S. 1 (9); vgl. Dürig, in: Maunz/Dürig, GG, Art. 104 Rdnr. 4; Radtke, in: 

BeckOK GG, Art. 104 S. 4. 
725  Vgl. Grzeszick, in: Maunz/Dürig, GG, Art. 20 Rdnr. 113; Müller-Dietz (Anm. 663), S. 627 f. 
726  Grzeszick, in: Maunz/Dürig, GG, Art. 20 Rdnr. 122 m. w. N. 
727  Vgl. zusammenfassend für die Notwendigkeit einer solchen nach der Lehre Nietzsches und die 

Ungeeignetheit des Strafvollzuges Bung, Nietzsche über Strafe, ZStW 2007, S. 120 (130) m. w. N. 
728  Vgl. BVerfGE 19, S. 342 (349); vgl. insoweit auch Pawlik (Anm. 510), S. 89 f. m. w. N. 
729  Geiger, Die Rechtsnatur der Sanktion, Der Grundrechtseingriff und die ihn legitimierenden Zwe-

cke als Charakteristika der Rechtsnatur, Zur erforderlichen Differenzierung in einen formellen 
und einen materiellen Strafbegriff, veranschaulicht am Beispiel der §§ 56 ff. StGB, 2006, S. 75. 

730  Vgl. nur Jehle, in: Schwind/Böhm/Jehle/Laubenthal, StVollzG, Kap. 1 C Rdnr. 6; ebenso ders., 
Wie wirkt die Neugestaltung der Sicherungsverwahrung auf den Normalvollzug zurück?, in: 
Höffler (Hrsg.), Brauchen wir eine Reform der freiheitsentziehenden Sanktionen?, 2015, S. 65 
(72); wohl auch Böhm (Anm. 707), S. 535; ders. (Anm. 522), S. 37 ff.; ders., Vollzugslockerungen 
und offener Vollzug zwischen Strafzwecken und Vollzugszielen, NStZ 1986, S. 201 (201); deut-
licher dagegen Heghmanns, Offener Strafvollzug, Vollzugslockerungen und ihre Abhängigkeit 
von individuellen Besonderheiten der erkannten Straflänge, NStZ 1998, S. 279 (281); a. A. (wohl) 
Fiedler, Wohltat, Behandlungsmaßnahme oder Risiko? Zur ideologischen und pragmatischen 
Einordnung des Urlaubs aus dem Vollzug, ZfStrVo 1996, S. 326 ff. 
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lediglich Begleiterscheinungen einer Anstaltsunterbringung sind. Ein solches Ver-
ständnis wäre mit der modernen Grundrechtsdogmatik, in der jede Rechtsein-
schränkung für sich genommen mit den Grundrechten vereinbar sein muss, indes 
nicht zu rechtfertigen. 

Nach zum Teil vertretener Ansicht wirkten in den Strafvollzug auch andere 
Strafzwecke hinein, wie sich an der Normierung einer Mindestverbüßungsdauer vor 
der Gewährung von Hafturlaub für Gefangene, die eine lebenslange Freiheitsstrafe 
verbüßen, zeige.737 Hiernach könnte eine Unterbringung zunächst im geschlossenen 
Strafvollzug geboten sein, um die Strafzwecke der Vergeltung oder der negativen 
Spezialprävention zu verwirklichen.738 Schon in der Gesetzesbegründung zum 
Strafvollzugsgesetz des Bundes hieß es jedoch, alleiniges Ziel, woran der Vollzug 
auszurichten sei, sei jenes der Resozialisierung.739 

Calliess/Müller-Dietz sowie Laubenthal differenzieren bei der Freiheitsstrafe zwi-
schen Status- und Gestaltungsentscheidungen. So handele es sich bei vollstre-
ckungsrechtlichen Entscheidungen, die in den Händen der Staatsanwaltschaft als 
Vollstreckungsbehörde sowie der Strafvollstreckungskammer liegen, um solche, die 
den Status eines Gefangenen betreffen.740 Dazu gehört das auf Freiheitsstrafe er-
kennende Urteil, das die Grundlage von Vollstreckung und Vollzug bildet, sowie 
die Entscheidung über eine vorzeitige Entlassung aus dem Strafvollzug durch Straf-
restaussetzung zur Bewährung.741 Hierbei seien aufgrund des § 46 Abs. 1 StGB die 
allgemeinen, insbesondere repressiven Strafzwecke zu berücksichtigen.742 

Demgegenüber handele es sich bei Entscheidungen der Vollzugsbehörden um 
solche, die die Ausgestaltungen des Freiheitsstrafenvollzuges beträfen und bei de-
nen andere als präventive Strafzwecke vor dem Hintergrund der einfachgesetzli-
chen Regelungen zum Vollzugsziel (und damit freilich auch des Resozialisierungs-
grundrechts) keine Rolle spielen dürften.743 

Einen ähnlichen Ansatzpunkt bildet die von Jescheck/Weigend vertretene sog. 
Drei-Säulen-Theorie der Strafrechtspflege, nach der in den unterschiedlichen Stadien der 
Straffindung unterschiedliche Strafzwecke gälten.744 Danach diene die vom Gesetz 
angedrohte Strafsanktion der Generalprävention, die vom Richter ausgesprochene Sank-
tion der Vergeltung und die vom Staat vollzogene Strafe der Spezialprävention. Die 

 
737  So jedenfalls Niebler (Anm. 238), S. 1579 unter Verweis auf BVerfGE 64, S. 261 (275); vgl. auch 

OLG Frankfurt, Beschl. v. 02.09.1982, 3 Ws 518/82 StVollz, NStZ 1983, S. 140 (141), Ls. 2 m. 
abl. Anm. v. Kaiser/Feest. 

738  So noch OLG Frankfurt, ebd. 
739  BT-Drs. 7/3998, S. 5. 
740  Calliess/Müller-Dietz, StVollzG, § 2 Rdnr. 9 ff.; Laubenthal (Anm. 22), Rdnr. 176 ff.; differenzie-

rend zum Ob und Wie der Strafverbüßung Laubenthal/Nestler (Anm. 509), S. 5 ff. 
741  Calliess/Müller-Dietz, StVollzG, § 2 Rdnr. 9; Laubenthal (Anm. 22), Rdnr. 176. 
742  Calliess/Müller-Dietz, StVollzG, § 2 Rdnr. 9; Laubenthal (Anm. 22), Rdnr. 177 f. 
743  Calliess/Müller-Dietz, StVollzG, § 2 Rdnr. 9; Laubenthal (Anm. 22), Rdnr. 176, 179; Müller-Dietz, 

Strafbegriff und Strafrechtspflege, 1968, S. 114; zustimmend Fährmann (Anm. 508), S. 150 ff. 
744  Vgl. Jescheck/Weigend, Lehrbuch des Strafrechts, Allgemeiner Teil, 5. Aufl. 1996, S. 16 ff. 
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bei der Ausgestaltung des Vollzuges der Freiheitsstrafe keine Rolle spielen dürfen.752 
Das Strafübel als ein solches repressives Element erweist sich schon daher nicht als 
tauglicher Anknüpfungspunkt bei der Entscheidung, ob ein Strafgefangener im of-
fenen oder geschlossenen Vollzug unterzubringen ist. 

Die These, die Unterbringung im offenen Vollzug stelle kein verfassungsrecht-
lich legitimiertes, ausreichendes Strafübel dar, das zudem gegen den allgemeinen 
Gleichheitssatz verstößt, führte zwangsläufig zu der Schlussfolgerung, dass der of-
fene Vollzug als Institution selbst gegen die Verfassung verstieße. Das Bundesver-
fassungsgericht wird jedoch nicht müde festzustellen, dass der offene Vollzug das 
von Verfassung wegen vorgegebene Resozialisierungsziel des Strafvollzuges »in be-
sonderer Weise« zu erreichen fördere.753 Schon aus diesem Umstand kann geschlos-
sen werden, dass der offene Vollzug per se nicht verfassungswidrig sein kann, weil 
er ein geringeres Strafübel zufüge als eine Unterbringung im geschlossenen Voll-
zug.754 

Mit »Hotelvollzug« hat der offene Vollzug somit nichts gemein.755 Schließlich 
handelt es sich bei der Unterbringung im geschlossenen wie im offenen Vollzug um 
eine zwangsweise Unterbringung in einer staatlichen Anstalt, die nicht nach Belie-
ben, sondern nur nach Maßgabe der strafvollzugsgesetzlichen Regelungen und der 
Einzelweisungen von Vollzugsbediensteten betreten und verlassen werden darf und 
somit gleichermaßen um eine freiheitsbeschränkende Maßnahme i. S. v. Art. 2 
Abs. 2 S. 2 GG.756 Die Verhängung und Vollstreckung der Freiheitsstrafe ist dage-
gen als freiheitsentziehende Maßnahme zu qualifizieren. 

Das mit der Sanktion der Freiheitsstrafe verbundene sozial-ethische Unwertur-
teil, mithin das mit dem Vollzug zu verwirklichende Strafübel, ist an die richterlich 
angeordnete Straflänge geknüpft, nicht jedoch an die Ausgestaltung durch beson-
ders »harte« Vollzugsbedingungen.757 Dieser Umstand zeigt sich auch daran, dass 

 
752  Vgl. nur Calliess/Müller-Dietz, StVollzG, § 2 Rdnr. 1, 8; Gerhold, in: BeckOK StVollzR Bund, § 2 

Rdnr. 3.2; Jehle, in: Schwind/Böhm/Jehle/Laubenthal, StVollzG, Kap. 1 C Rdnr. 6; Neubacher, 
in: Laubenthal/Nestler/Neubacher/Verrel, StVollzG, Abschn. B Rdnr. 45; Laubenthal 
(Anm. 22), Rdnr. 175 ff.; Böhm (Anm. 707), S. 536; a. A. Arloth, in: Arloth/Krä, § 2 StVollzG 
Rdnr. 3, 6. 

753  St. Rspr., vgl. nur BVerfGK 12, S. 210 (217); BVerfG, Beschl. v. 01.04.1998, 2 BvR 1951/96, 
NStZ 1998, S. 430 (430). 

754  So auch Böhm, in: Schwind/Böhm/Jehle, StVollzG, 4. Aufl., 2005, § 2 Rdnr. 3; Rotthaus, Die 
Strafvollzugsreform, Fragmente einer Erfolgsgeschichte, in: FS Schwind, 2006, S. 651 (660); 
Zaczyk (Anm. 751), S. 594 m. w. N. Nach Grunau, in: Grunau/Tiesler, StVollzG 1977, Einl. 
Rdnr. 3 seien dagegen Grundrechtseinschränkungen aus Gründen der Zufügung eines Strafübels 
zulässig. 

755  In dieser plastischen Direktheit etwa Schneider (Anm. 30), S. 189 m. w. N.; vglb. auch Nitsch 
(Anm. 13), S. 41. 

756  In diesem Sinne auch Seebode (Anm. 55), S. 583; ähnlicher Ansatz bei Böhm (Anm. 22), Rdnr. 154. 
Vgl. zum Begriffspaar der »Freiheitsentziehung« und der »Freiheitsbeschränkung« Dürig, in: 
Maunz/Dürig, GG, Art. 104 Rdnr. 6, 12. 

757  Vgl. BVerfGE 27, S. 18 (29). Ohne nähere Ausführungen zum Strafbegriff, aber unter Verweis 
auf das Übermaßverbot dagegen BVerfGE 86, S. 288 (311 f.). Vgl. auch Gerhold, in: BeckOK 
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zur Bewährung ausgesetzt. Ob hiervon schematisch auf eine erforderliche Unter-
bringung im geschlossenen Vollzug aufgrund einer fehlenden Eignung für den of-
fenen Vollzug geschlossen werden kann, erscheint indes fraglich. 

Bei höheren Freiheitsstrafen hat das auf die Freiheitsstrafe erkennende Gericht 
dagegen keinen Ermessensspielraum hinsichtlich einer Strafaussetzung zur Bewäh-
rung, wie sich aus § 56 Abs. 1 und 2 StGB im Umkehrschluss ergibt. Zugleich sehen 
die Strafrahmen der Tatbestände an ihren unteren Enden zum Teil Mindeststrafen 
von mehr als zwei Jahren vor, sodass aufgrund der gesetzgeberischen Entscheidung 
insbesondere aus Sühnegesichtspunkten eine zwingende Freiheitsstrafe zu vollstre-
cken ist. 

Ein Gefangener, der nicht fluchtgefährdet ist und keine erhöhte Rückfallgefahr 
ausweist, sich nach den geltenden gesetzlichen Maßstäben und untechnisch ausge-
drückt also als »geeignet« für den offenen Vollzug erweist, bedarf folglich nicht der 
spezifischen Rahmenbedingungen des geschlossenen Vollzuges, um eine Flucht 
und damit das Risiko neuerlicher Straftaten zu verhindern.773 Die Unterbringung im 
geschlossenen Vollzug ist bei dieser Gefangenengruppe somit nicht erforderlich 
und würde sich daher als unverhältnismäßig erweisen. 

cc) Zwischenergebnis 
Die Unterbringung im geschlossenen Vollzug erweist sich als unverhältnismäßig, 
soweit die vom jeweiligen Gefangenen individuell ausgehende Flucht- oder Miss-
brauchsgefahr so gering ist, dass die im offenen Vollzug vorhandenen Sicherungs-
maßnahmen ausreichen, um diesen Gefahren zu begegnen. 

c) Das Abstandsgebot zur Sicherungsverwahrung als Schranke? 
Sicherungsverwahrte werden in allen Bundesländern im geschlossenen Vollzug un-
tergebracht und können nur zur Entlassungsvorbereitung in offene Vollzugsein-
richtungen verlegt werden (§§ 16 Abs. 1, 13 Abs. 3 JVollzGB V (BW), Art. 13, 58 
Abs. 3 SVVollzG (BY), § 13 Abs. 1 und 2 SVVollzG (BE), § 13 Abs. 1 und 2 
SVVollzG (BB), § 13 Abs. 1 und 2 SVVollzG (HB), §§ 19 Abs. 1, 15 Abs. 4 
SVVollzG (HH), §§ 13 Abs. 1, 16 Abs. 2 Nr. 1 SVVollzG (HE), § 13 Abs. 1 und 2 
SVVollzG (MV), § 15 SVVollzG (NI), §§ 14 Abs. 1, 55 Abs. 3 SVVollzG (NW), 
§ 13 Abs. 1 und 2 SVVollzG (RP), § 1 SVVollzG (SL) i. V. m. § 13 Abs. 1 und 2 
SVVollzG (RP), § 13 Abs. 1 und 2 SVVollzG (SN), §§ 13 Abs. 1, 59 Abs. 3 
SVVollzG (ST), § 14 Abs. 1 und 2 SVVollzG (SH), §§ 13 Abs. 1, 16 Abs. 2 Nr. 1 
SVVollzG (TH)).774 Dahinter steht freilich der Gedanke, dass Sicherungsverwahrte 

 
773  Ebenso Ittel/Freise, in: Schwind/Böhm/Jehle, StVollzG, 4. Aufl., 2005, § 10 Rdnr. 2. Ein ähnli-

cher Argumentationsansatz findet sich bei Böhm (Anm. 707), S. 536, der hierfür jedoch den un-
spezifischen Terminus der »Gefährlichkeit« eines Gefangenen für die individuelle Ausgestaltung 
des Vollzuges zugrunde legt. 

774  Ausführlich zur historischen Entwicklung der Sicherungsverwahrung Dax (Anm. 505), S. 34 ff. 
m. w. N. 
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als unverhältnismäßig, wenn bei dem jeweiligen Gefangenen keine Flucht- oder 
Missbrauchsgefahr besteht. 

II. Das Recht auf Resozialisierung als Abwehrrecht 

Fraglich ist, ob sich auch aus der abwehrrechtlichen Dimension des Resozialisie-
rungsgrundrechtes ein Anspruch auf Unterbringung im offenen Vollzug ableiten 
lässt. Denn aus dem Recht auf Resozialisierung lässt sich in dieser abwehrrechtli-
chen Hinsicht ein Anspruch auf Eliminierung sämtlicher die Resozialisierung schä-
digender Einflüsse ableiten.798 

Es kann als allgemein anerkannt vorausgesetzt werden, dass der geschlossene 
Vollzug gegenüber dem offenen Vollzug ungünstigere Rahmenbedingungen für die 
Behandlung und Resozialisierung von Gefangenen bietet.799 Der Entscheidung 
bzw. gesetzlichen Regelung, einen Gefangenen nicht im offenen, sondern im ge-
schlossenen Vollzug unterzubringen, kommt folglich Eingriffsqualität zu.800 

Fraglich ist, ob sich dieser Eingriff verfassungsrechtlich rechtfertigen lässt. Da-
für müsste sich der Eingriff als verhältnismäßig erweisen 

 Soweit der Eingriff bezwecken soll, dass dem Straftäter ein Übel zugefügt, der 
staatliche Strafanspruch gesichert oder die Allgemeinheit vor weiteren Straftaten 
seitens dieses Gefangenen geschützt wird, erweist sich dieser Eingriff als ebenso 
unverhältnismäßig wie der Eingriff in das Grundrecht aus Art. 2 Abs. 2 S. 2 GG.801 
Dies ergibt sich insoweit auch aus dem vom Bundesverfassungsgericht aufgestellten 
und aus dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz hergeleiteten Minimierungsgebot, wo-
nach die Strafe nur möglichst geringe negative Auswirkungen auf den Bestraften 
haben darf.802 

Auch aus der abwehrrechtlichen Dimension des Resozialisierungsgrundrechts 
ergibt sich bei entsprechender Eignung ein Anspruch auf Unterbringung im offe-
nen Vollzug. Eine Besserstellung gegenüber Sicherungsverwahrten, die aufgrund 
des Abstandsgebotes unzulässig wäre, ist hierin mithin nicht zu erblicken. 

 
798  Siehe oben S. 112. 
799  Statt vieler BVerfG, Beschl. v. 04.02.2009, 2 BvR 1533/08, NStZ-RR 2009, S. 218; Lesting, in: 

AK-StVollzG, Teil II § 15 LandesR Rdnr. 2; Lindner, in: Schwind/Böhm/Jehle/Laubenthal, 
StVollzG, Kap. 10 A Rdnr. 1; Kaiser/Schöch (Anm. 11), § 7 Rdnr. 26; Laubenthal (Anm. 22), 
Rdnr. 346; Miller (Anm. 25), S. 251 f.; Schäfer (Anm. 583), S. 170; a. A. wohl Böhm (Anm. 22), 
Rdnr. 155, nach dessen Ansicht die Bedeutung des offenen Vollzuges gemeinhin überschätzt 
werde. 

800  Vgl. auch BVerfG, Beschl. v. 02.05.2017, 2 BvR 1511/16 �Å juris; Beschl. v. 04.02.2009, 2 BvR 
1533/08, NStZ-RR 2009, S. 218. 

801  Siehe oben S. 173. 
802  BVerfGE 116, S. 69 (85); BVerfGK 17, S. 415 (418); BVerfG, Beschl. v. 08.11.2017, 2 BvR 

2221/16, NJW 2018, S. 144 (145); BVerfG v. 04.05.2015, Beschl., 2 BvR 1753/14 �Å juris; vgl. 
dazu auch Lübbe-Wolff (Anm. 23), S. 57. 
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